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Synopse 

 

 
Satzung über die Errichtung von Stellplätzen und 

die Erhebung von Ablösebeträgen  
vom 12. Dezember 2018 

Verordnung über notwendige Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge und Fahrräder  

(StellplatzVO NRW) 
vom 14. März 2022 

 
Satzung der Stadt Bielefeld über die Herstellung und 
Bereithaltung von notwendigen Stellplätzen für Kraft-
fahrzeuge und Fahrräder (Stellplatzsatzung – StS –) 

vom […] 
 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs.1 Satz 2 Buchstabe f 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch 
Artikel 15 des Gesetzes vom 23. Januar 2018 
(GV.NRW. S. 90) sowie der §§ 48 Abs. 3 und 89 
Abs. 1 Nr. 4 der Bauordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (BauO NRW) vom 21. Juli 2018 
(GV. NRW. S. 421) hat der Rat der Stadt Bielefeld in 
seiner Sitzung am 06.12.2018 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

  
Der Rat der Stadt Bielefeld hat in seiner Sitzung am [...] 
aufgrund des § 89 Absatz 1 Nummer 4 der Landesbauord-
nung 2018 vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421), die zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2026 (GV. 
NRW. S. 537) geändert worden ist, und des § 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 10. Juli 2025 (GV. NRW. S. 618) geändert worden ist, 
folgende Satzung beschlossen: 
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§ 8  Beschaffenheit von notwendigen 
 Stellplätzen für Fahrräder 
§ 9  Zustimmung der Gemeinde 
§ 10  Ordnungswidrigkeiten 
§ 11  Übergangsvorschriften 
§ 12  Inkrafttreten 
 
Anlage 
 

§ 8  Beschaffenheit von notwendigen Stellplätzen für  
 Fahrräder 
§ 9  Abweichungen 
§ 10  Ordnungswidrigkeiten 
§ 11  Übergangsvorschriften 
§ 12  Inkrafttreten 
 
Anlage 1 (zu § 3 Absatz 1) 
Anlage 2 (zu § 4 Absatz 1) 
Anlage 3 (zu § 4 Absatz 3)  
 

 
§ 1 

Geltungsbereich 
 

Diese Satzung gilt für das gesamte Gebiet der Stadt 
Bielefeld. Regelungen in Bebauungsplänen oder 
sonstigen Satzungen, die von Regelungen dieser 
Satzung abweichen, bleiben unberührt. 

 
§ 1 

Anwendungsbereich 
 
(1) Diese Verordnung regelt die Pflicht, bei der Er-
richtung oder Nutzungsänderung von Anlagen, bei 
denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, 
notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahr-
räder herzustellen. Sie regelt die Herstellung dieser 
notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge, ein-
schließlich der Stellplätze für Kraftfahrzeuge von 
Menschen mit Behinderung, und Fahrräder in Bezug 
auf ihre Zahl, Größe und Beschaffenheit. 
 
 
(2) Sofern durch Bebauungsplan oder durch örtliche 
Bauvorschrift Regelungen getroffen worden sind, ge-
hen diese dieser Verordnung vor. 
 
 

 
§ 1 

Anwendungsbereich 
 
(1) 1Diese Satzung regelt die Pflicht, bei der Errichtung 
oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen im Sinne 
des § 2 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(BauO NRW) in der jeweils geltenden Fassung, bei denen 
ein Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, notwendige 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahrräder herzustellen. 
2Sie regelt die Herstellung dieser notwendigen Stellplätze 
für Kraftfahrzeuge, einschließlich der Stellplätze für Kraft-
fahrzeuge von Menschen mit Behinderung, und Fahrräder 
in Bezug auf ihre Anzahl, Größe und Beschaffenheit. 
 
(2) 1Die Satzung gilt für das gesamte Gebiet der Stadt 
Bielefeld. 2Regelungen in Bebauungsplänen oder sonsti-
gen Satzungen, die von Regelungen dieser Satzung ab-
weichen, bleiben unberührt. 
 

 
§ 2 

Herstellungspflicht 
 

Bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsände-
rung baulicher oder sonstiger Anlagen, bei denen ein 
Zu- und Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeug zu er-

 
§ 2 

Notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge und 
Fahrräder 

 
(1) Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr 
zu erwarten ist, dürfen nur errichtet werden, wenn 

 
§ 2 

Notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahrrä-
der 

 
(1) 1Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu 
erwarten ist, dürfen nur errichtet werden, wenn Stellplätze 



Stand: 10.07.2026  

Seite 3 von 40 

warten ist, müssen Stellplätze oder Garagen (not-
wendige Stellplätze) in ausreichender Zahl und 
Größe und in geeigneter Beschaffenheit hergestellt 
werden. Diese müssen spätestens zum Zeitpunkt 
der Nutzungsaufnahme bzw. Benutzbarkeit der bau-
lichen oder sonstigen Anlagen fertiggestellt werden. 

Stellplätze für Kraftfahrzeuge (Stellplätze oder Gara-
gen) und Fahrräder in ausreichender Anzahl und 
Größe sowie in geeigneter Beschaffenheit herge-
stellt werden (notwendige Stellplätze). Ihre Anzahl 
und Größe richten sich nach der Art und Anzahl der 
vorhandenen und der durch die ständige Benutzung 
und den Besuch der Anlagen zu erwartenden Kraft-
fahrzeuge und Fahrräder. 
 
 
(2) Werden Anlagen nach Absatz 1 geändert oder 
ändert sich ihre Nutzung, so sind notwendige Stell-
plätze in solcher Anzahl, Größe und Beschaffenheit 
herzustellen, dass sie die infolge der Änderung zu-
sätzlich zu erwartenden Kraftfahrzeuge und Fahrrä-
der aufnehmen können (Mehrbedarf). Beträgt der 
Mehrbedarf weniger als vier Stellplätze, sind abwei-
chend von Satz 1 keine notwendigen Stellplätze für 
den Mehrbedarf herzustellen. Satz 2 gilt nicht für An-
lagen nach Teil A Nummer 10.3 und 10.4 der Anlage 
zu dieser Verordnung. 
 

für Kraftfahrzeuge (Stellplätze oder Garagen) und Fahrrä-
der in ausreichender Anzahl und Größe sowie in geeigne-
ter Beschaffenheit hergestellt werden (notwendige Stell-
plätze). 2Ihre Anzahl und Größe richten sich nach der Art 
und Anzahl der vorhandenen und der durch die ständige 
Benutzung und den Besuch der Anlagen zu erwartenden 
Kraftfahrzeuge und Fahrräder. 
 
 
 
(2) 1Werden Anlagen nach Absatz 1 geändert oder ändert 
sich ihre Nutzung, so sind notwendige Stellplätze in sol-
cher Anzahl, Größe und Beschaffenheit herzustellen, dass 
sie die infolge der Änderung zusätzlich zu erwartenden 
Kraftfahrzeuge und Fahrräder aufnehmen können (Mehr-
bedarf). 2Beträgt der Mehrbedarf weniger als vier Stell-
plätze für Kraftfahrzeuge, sind abweichend von Satz 1 
keine notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge für den 
Mehrbedarf herzustellen. 3Satz 2 gilt nicht für Anlagen 
nach Nummer 10.3 und 10.4 der Anlage 1 dieser Satzung. 

 
§ 3 

Zahl der notwendigen Stellplätze für Kraftfahr-
zeuge 

 
(1) Die Anzahl der herzustellenden notwendigen 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge ist jeweils im Einzelfall 
und unter besonderer Berücksichtigung des Angebo-
tes des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 
zu ermitteln. 
 
(2) Bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsän-
derung von Gebäuden mit Wohnungen gelten für die 
Ermittlung der Anzahl der herzustellenden notwendi-
gen Stellplätze für Kraftfahrzeuge folgende Richtzah-
len: 

 
§ 3 

Anzahl der notwendigen Stellplätze 
 
(1) Die Anzahl der notwendigen Stellplätze bemisst 
sich nach der Anlage zu dieser Verordnung. Diese 
wird nach Maßgabe des § 4 verringert. 
 
 
 
(2) Für Anlagen, deren Nutzungsbedarf in der An-
lage zu dieser Verordnung nicht aufgeführt ist, richtet 
sich die Anzahl der notwendigen Stellplätze nach 
dem voraussichtlichen tatsächlichen Bedarf. Dabei 
sind die in der Anlage zu dieser Verordnung für ver-
gleichbare Nutzungen bestimmten Richtzahlen zu 
berücksichtigen. 

 
§ 3 

Anzahl der notwendigen Stellplätze 
 
(1) 1Die Anzahl der notwendigen Stellplätze bemisst sich 
nach Anlage 1 dieser Satzung. 2Diese wird nach Maßgabe 
des § 4 verringert.  
 
 
 
(2) 1Für Anlagen, deren Nutzungsbedarf in Anlage 1 dieser 
Satzung nicht aufgeführt ist, richtet sich die Anzahl der not-
wendigen Stellplätze nach dem voraussichtlichen tatsächli-
chen Bedarf. 2Dabei sind die in der Anlage 1 dieser Sat-
zung für vergleichbare Nutzungen bestimmten Richtzahlen 
zu berücksichtigen. 
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Von einer überdurchschnittlich guten ÖPNV-Anbin-
dung ist in der Regel auszugehen, wenn sich in we-
niger als 600 Metern Entfernung vom Hauseingang 
mindestens eine Haltestelle des ÖPNV befindet, die 
werktags in der Zeit zwischen 6.00 und 19.00 Uhr in 
einem Takt von durchschnittlich höchstens 30 Minu-
ten je Fahrtrichtung bedient wird. Für Studenten-
wohnanlagen ist unabhängig von der Lage im Stadt-
gebiet 1 Stellplatz pro 6 Wohnheimplätzen herzustel-
len. 
 
(3) Bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsän-
derung von Wohnheimen mit Ausnahme von Studen-
tenwohnanlagen, Gebäuden ohne Wohnungen und 
sonstigen baulichen oder sonstigen Anlagen gelten 
für die Ermittlung der Anzahl der herzustellenden 
notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge die Richt-
zahlen nach der Anlage zu Nr. 51.11 der Verwal-
tungsvorschrift zur Landesbauordnung NRW in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. 

 
(3) Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nutzungen 
bemisst sich die Anzahl der notwendigen Stellplätze 
nach dem größten gleichzeitigen Bedarf, wenn die 
wechselseitige Benutzung nachgewiesen ist (Dop-
pelnutzung). Eine solche Doppelnutzung ist bei öf-
fentlich-rechtlicher Sicherung auch bei der Bestim-
mung der Anzahl der notwendigen Stellplätze ver-
schiedener Vorhaben in zumutbarer Entfernung zu-
lässig. Die Doppelnutzung kann auf Antrag zugelas-
sen werden. Notwendige Stellplätze, die zu Wohn-
nutzungen gehören, dürfen nicht in eine Doppelnut-
zung einbezogen werden. 
 
 
 
 
(4) Bei Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 
nach Teil A der Anlage zu dieser Verordnung gilt 
eine Garagenzufahrt in der Größe eines Stellplatzes 
als notwendiger Stellplatz für Kraftfahrzeuge. Gefan-
gene Stellplätze für Kraftfahrzeuge sind bei Wohnge-
bäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 zulässig. 
 
(5) Bei der Ermittlung der notwendigen Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge ist von dem Einstellplatzbedarf für 
zweispurige Personenkraftwagen auszugehen. Ein-
stellplätze für Lastkraftwagen und Omnibusse sind 
bei Anlagen mit einem entsprechenden An- oder 
Auslieferverkehr oder speziellen Besucherverkehr 
zusätzlich nachzuweisen. Sind nach Satz 2 Omni-
bus-Stellplätze nachzuweisen, werden diese bis zu 
einem Drittel des notwendigen Stellplatzbedarfes für 
Kraftfahrzeuge auf diese Anzahl angerechnet. Dabei 
entspricht ein Omnibus-Stellplatz vier notwendigen 
Stellplätzen für Kraftfahrzeuge. 
 

 
(3) 1Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nutzungen be-
misst sich die Anzahl der notwendigen Stellplätze nach 
dem größten gleichzeitigen Bedarf, wenn die wechselsei-
tige Benutzung nachgewiesen ist (Doppelnutzung). 2Eine 
solche Doppelnutzung ist bei öffentlich-rechtlicher Siche-
rung auch bei der Bestimmung der Anzahl der notwendi-
gen Stellplätze verschiedener Vorhaben in zumutbarer Ent-
fernung zulässig. 3Die Doppelnutzung kann auf Antrag zu-
gelassen werden. 4Notwendige Stellplätze, die zu Wohn-
nutzungen gehören, dürfen nicht in eine Doppelnutzung 
einbezogen werden. 
 
 
 
 
 
(4) 1Bei Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 nach 
der Anlage 1 dieser Satzung gilt eine Garagenzufahrt in 
der Größe eines Stellplatzes als notwendiger Stellplatz für 
Kraftfahrzeuge. 2Gefangene Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
sind bei Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 zu-
lässig. 
 
 
(5) 1Bei der Ermittlung der notwendigen Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge ist von dem Einstellplatzbedarf für zweispu-
rige Personenkraftwagen auszugehen. 2Einstellplätze für 
Lastkraftwagen und Omnibusse sind bei Anlagen mit ei-
nem entsprechenden An- oder Auslieferverkehr oder spezi-
ellen Besucherverkehr zusätzlich nachzuweisen. 3Sind 
nach Satz 2 Omnibus-Stellplätze nachzuweisen, werden 
diese bis zu einem Drittel des notwendigen Stellplatzbedar-
fes für Kraftfahrzeuge auf diese Anzahl angerechnet. 4Da-
bei entspricht ein Omnibus-Stellplatz vier notwendigen 
Stellplätzen für Kraftfahrzeuge. 
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März 2000 (GV. NRW. S. 256) (Ministerialblatt NRW, 
Ausgabe 2000 Nr. 71 vom 23.11.2000 Seite 1477 bis 
1478). Liegen die Voraussetzungen für eine über-
durchschnittlich gute ÖPNV-Anbindung nach Abs. 2 
vor, kann die Anzahl der der herzustellenden not-
wendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge um bis zu 
30% reduziert werden. 
 
(4) Bei Gebäuden oder Anlagen mit unterschiedli-
chen Nutzungen ist die Anzahl der herzustellenden 
notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge für jede 
Nutzungsart getrennt zu ermitteln. Bei Anlagen mit 
Mehrfachnutzung ist die Nutzungsart mit dem größ-
ten Stellplatzbedarf maßgeblich. 
 
(5) §§ 13 und 88 der Sonderbauverordnung NRW 
vom 2. Dezember 2016 (GV. NRW. 2017 
Seite 1 bis 50) bleiben unberührt. 
 

(6) Ergeben sich bei der Ermittlung der Anzahl der 
notwendigen Stellplätze Dezimalstellen, sind diese 
nach kaufmännischen Regeln zu runden. 
 

(6) Ergeben sich bei der Ermittlung der Anzahl der notwen-
digen Stellplätze Dezimalstellen, sind diese nach kaufmän-
nischen Regeln zu runden. 
 

 
§ 4 

Standort, Beschaffenheit und Größe der notwen-
digen Stellplätze für Kraftfahrzeuge 

 
(1) Die herzustellenden notwendigen Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge sind auf dem Baugrundstück oder in 
der näheren Umgebung in einem Umkreis von 600 
Metern auf einem geeigneten Grundstück, dessen 
Benutzung für diesen Zweck öffentlich-rechtlich gesi-
chert ist, herzustellen. Wenn Gründe des Verkehrs 
dies erfordern, kann verlangt werden, dass Stell-
plätze auf dem Baugrundstück oder auf einem ande-
ren Grundstück herzustellen sind. Stellplätze und 
Garagen müssen so angeordnet und hergestellt wer-
den, dass ihre Benutzung die Gesundheit nicht schä-
digt und Lärm oder Gerüche das Arbeiten und Woh-
nen, die Ruhe und Erholung in der Umgebung nicht 
über das zumutbare Maß hinaus stören. Es kann 

 
§ 4 

Verringerung der Anzahl der notwendigen Stell-
plätze 

 
(1) Die sich nach § 3 Absatz 1 ergebende Anzahl 
notwendiger Stellplätze für Kraftfahrzeuge verringert 
sich durch folgende Maßnahmen: 
 
1. für Anlagen nach Teil A Nummer 1.2 der Anlage 
zu dieser Verordnung ablösefrei, soweit nachgewie-
sen wird, dass 
 
a) das Vorhaben in einer integrierten Lage unter Be-
rücksichtigung der Erschließung durch den öffentli-
chen Personennahverkehr liegt, oder 
 
b) der notwendige Stellplatzbedarf durch besondere 
Maßnahmen nachhaltig verringert wird, und 
 

 
§ 4 

Verringerung der Anzahl der notwendigen Stellplätze 
für Kraftfahrzeuge 

 
(1) 1Die Pflicht zur Herstellung der notwendigen Stellplätze 
für Kraftfahrzeuge nach § 3 kann nach den Maßgaben der 
Anlage 2 dieser Satzung für bis zu 40 Prozent der notwen-
digen Stellplätze ausgesetzt werden, solange und soweit 
nachgewiesen wird, dass der Stellplatzbedarf für Kraftfahr-
zeuge durch besondere Maßnahmen der Bauherrschaft 
nachhaltig verringert wird und soweit nach § 3 mehr als 20 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge notwendig sind. 2§ 3 Absatz 
6 gilt entsprechend. 3Die besonderen Maßnahmen sind öf-
fentlich-rechtlich zu sichern. 4Die Aussetzung ist zu wider-
rufen, wenn innerhalb des Aussetzungszeitraumes der 
Nachweis, dass die Voraussetzungen für die Aussetzung 
der Stellplatzpflicht noch erfüllt sind, nicht mehr erbracht 
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verlangt werden, dass an Stelle von Stellplätzen Ga-
ragen hergestellt werden. 
 
(2) Für die Ermittlung der Größe der herzustellenden 
notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge, deren 
Anordnung auf dem jeweiligen Grundstück sowie die 
Anordnung und Herstellung der notwendigen Zufahr-
ten sind die Vorschriften der Sonderbauverordnung 
NRW vom 2. Dezember 2016 (GV. NRW. 2017 Seite 
1 bis 50) sinngemäß anzuwenden. 

2. für Arbeitsstätten sowie für Versammlungsstätten 
für kulturelle und sportliche Veranstaltungen nur in-
soweit, als ein (betriebliches) Mobilitätskonzept zur 
Umsetzung kommt. Zur Ermittlung der Verringerung 
der Anzahl der notwendigen Stellplätze für Kraftfahr-
zeuge nach Nummer 2 ist Teil B der Anlage zu die-
ser Verordnung zu verwenden; eine Kombination 
im Stellplatznachweis von Doppelnutzung mit Maß-
nahmen eines Mobilitätskonzeptes ist unzulässig. 
 
Die besonderen Maßnahmen nach Nummer 1 Buch-
stabe b und Nummer 2 sind öffentlich-rechtlich zu si-
chern. § 3 Absatz 6 gilt entsprechend mit der Maß-
gabe, dass eine Rundung erst bei einer Verringe-
rung erfolgt. 
 
(2) Steht die Anzahl der nach § 3 Absatz 1 herzustel-
lenden notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
und Fahrräder in einem offensichtlichen Missverhält-
nis zum tatsächlichen Bedarf, kann die sich aus der 
Einzelermittlung ergebende Anzahl der notwendigen 
Stellplätze entsprechend erhöht oder verringert wer-
den. 
 

wird. 5Sofern Stellplätze, für die eine Aussetzung gilt, abge-
löst werden sollen, gilt der zum Zeitpunkt der Ablösung 
maßgebliche Ablösungsbetrag.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) 1Die Pflicht zur Herstellung der notwendigen Stellplätze 
für Kraftfahrzeuge nach § 3 reduziert sich in Zone 1 gemäß 
Anlage 3 zu dieser Satzung aufgrund der zentralen Lage 
um 60 Prozent. 2Die Zone 1 wird begrenzt durch die Artur-
Ladebeck-Straße, den Oberntorwall, die Elsa-Brandström-
Straße, die Mindener Straße, die Jöllenbecker Straße, die 
Bahnstrecke Hamm-Minden, die Nahariyastraße, die Her-
forder Straße, den Willy-Brandt-Platz, die Herforder 
Straße, den Jahnplatz, den Niederwall und die Kreuz-
straße. 3§ 3 Absatz 6 gilt entsprechend. 4Die Nutzenden 
der baulichen Anlage sind auf die reduziert verfügbare An-
zahl von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge auf dem jeweiligen 
Baugrundstück, alternative private und öffentliche Stell-
plätze für Kraftfahrzeuge sowie auf alternative Mobilitäts-
angebote (ÖPNV, Sharing etc.) hinzuweisen. 5Absatz 1 fin-
det keine Anwendung. 
 
(3) 1Die Pflicht zur Herstellung der notwendigen Stellplätze 
für Kraftfahrzeuge nach § 3 reduziert sich in Zone 2 (alle 
Flächen außerhalb der Zone 1) gemäß Anlage 3 zu dieser 
Satzung um 50 Prozent, sofern das Baugrundstück in einer 
fußläufigen Entfernung von maximal 500 Metern, bei Woh-
nungsbauvorhaben von maximal 300 Metern, von einer 
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Stadtbahnhaltestelle entfernt liegt oder um 40 Prozent, so-
fern das Baugrundstück in einer fußläufigen Entfernung 
von maximal 500 Metern, bei Wohnungsbauvorhaben von 
maximal 300 Metern, von einer Bushaltestelle entfernt 
liegt.  2§ 3 Absatz 6 gilt entsprechend. 3Die Nutzenden der 
baulichen Anlage sind auf die reduziert verfügbare Anzahl 
von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge auf dem jeweiligen 
Baugrundstück, alternative private und öffentliche Stell-
plätze für Kraftfahrzeuge sowie auf alternative Mobilitäts-
angebote (ÖPNV, Sharing etc.) hinzuweisen. 4Absatz 1 fin-
det keine Anwendung. 
 
(4) 1Bis zu 25 Prozent der notwendigen Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge können durch die Schaffung von zusätzli-
chen Stellplätzen für Fahrräder ersetzt werden. 2Dabei sind 
für einen Stellplatz für ein Kraftfahrzeug vier Stellplätze für 
Fahrräder gemäß § 8 herzustellen. 
 
(5) Steht die Anzahl der nach § 3 Absatz 1 herzustellenden 
notwendigen Stellplätze in einem offensichtlichen Missver-
hältnis zum tatsächlichen Bedarf, kann die sich aus der 
Einzelermittlung ergebende Anzahl der notwendigen Stell-
plätze entsprechend erhöht oder verringert werden. 

 
§ 5 

Ablösung der notwendigen Stellplätze für Kraft-
fahrzeuge 

 
Ist die Herstellung notwendiger Stellplätze nach § 2 
nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten möglich, 
so kann die Bauaufsichtsbehörde unter Bestimmung 
der Zahl der notwendigen Stellplätze auf die Herstel-
lung von Stellplätzen verzichten, wenn die zur Her-
stellung Verpflichteten an die Stadt Bielefeld einen 
Geldbetrag nach Maßgabe dieser Satzung zahlen. 
Die Verwendung der Geldbeträge richtet sich nach 
§ 48 Abs. 4 der Bauordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (BauO NRW) vom 21. Juli 2018 (GV. 
NRW. S. 421. 

 
§ 5 

Erfüllung der Herstellungspflicht 
 
(1) Sollen notwendige Stellplätze nicht auf dem Bau-
grundstück, sondern in zumutbarer Entfernung da-
von auf einem geeigneten Grundstück hergestellt 
werden, ist dessen Benutzung für diesen Zweck öf-
fentlich-rechtlich zu sichern. 
 
 
 
 
(2) Zumutbar ist eine fußläufige Entfernung notwen-
diger Stellplätze zum Baugrundstück von maximal 

 
§ 5 

Erfüllung der Herstellungspflicht 
 
(1) 1Sollen notwendige Stellplätze nicht auf dem Baugrund-
stück, sondern in zumutbarer Entfernung davon auf einem 
geeigneten Grundstück hergestellt werden, ist dessen Be-
nutzung für diesen Zweck öffentlich-rechtlich zu sichern. 
2Wenn Gründe des Verkehrs dies erfordern, kann im Ein-
zelfall bestimmt werden, dass die Stellplätze auf dem Bau-
grundstück oder auf einem anderen Grundstück herzustel-
len sind. 
 
(2) 1Zumutbar ist eine fußläufige Entfernung notwendiger 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge zum Baugrundstück von ma-
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500 Metern, bei Wohnungsbauvorhaben von maxi-
mal 300 Metern. Bei notwendigen Stellplätzen für 
Fahrräder darf die Entfernung zum Baugrundstück 
maximal 100 Meter betragen. Die öffentlich-rechtli-
che Sicherung ist der Gemeinde vor Baubeginn 
nachzuweisen, sofern die Erfüllung der Stellplatz-
pflicht nicht bereits Voraussetzung für die Erteilung 
einer Baugenehmigung ist. Bei Vorhaben, die der 
Genehmigungsfreistellung gemäß § 63 der Landes-
bauordnung 2018 vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 
421) in der jeweils geltenden Fassung unterliegen, 
ist der Nachweis der öffentlich-rechtlichen Sicherung 
mit den erforderlichen Unterlagen bei der Gemeinde 
einzureichen. 
 
(3) Notwendige Stellplätze müssen mit der Fertig-
stellung, spätestens zum Zeitpunkt der Nutzungsauf-
nahme der Anlage hergestellt sein. 
 

ximal 500 Metern, bei Wohnungsbauvorhaben von maxi-
mal 300 Metern. 2Bei notwendigen Stellplätzen für Fahrrä-
der darf die Entfernung zum Baugrundstück maximal 50 
Meter betragen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Notwendige Stellplätze müssen mit der Fertigstellung, 
spätestens zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme der An-
lage hergestellt sein. 
 

 
§ 6 

Gebietszonen 
 
 
(1) In der Stadt Bielefeld werden folgende Gemein-
degebietsteile festgelegt: 
 
Zone I - Innenstadt Bielefeld 
Zone II – Innenstadt Brackwede 
Zone III – übriges Stadtgebiet 
 
(2) Die Zonen nach Abs. 1 erhalten folgende Abgren-
zungen: 
 
a) Zone I 
Arndtstraße ab Bahnlinie bis Siechenmarschstraße - 
Siechenmarschstraße in nordöstlicher Richtung bis 
Teichstraße - Teichstraße in nord-westlicher Rich-

 
§ 6 

Nachweis durch Zahlung von  
Ablösungsbeträgen 

 
(1) Sollen notwendige Stellplätze nicht nach § 5 her-
gestellt werden, kann die Verpflichtung zur Schaf-
fung von notwendigen Stellplätzen vorbehaltlich der 
Absätze 2 und 3 wahlweise durch die Zahlung eines 
Ablösungsbetrages erfüllt werden. Hierfür ist die Zu-
stimmung der Gemeinde erforderlich. Der Ablö-
sungsbetrag wird von der Gemeinde festgesetzt. Ist 
die Herstellung notwendiger Stellplätze rechtlich un-
möglich, ist von der Bauherrschaft kein Ablösungs-
betrag zu erheben. Einmal geleistete Ablösungsbe-
träge aus vorherigen Nutzungen sind dem Grund-
stück zuzurechnen. 
 
(2) Notwendige Stellplätze bei Wohnungsbauvorha-
ben dürfen nur abgelöst werden, wenn und soweit 

 
§ 6 

Nachweis durch Zahlung von Ablösungsbeträgen 
 
 
(1) 1Ist die Herstellung notwendiger Stellplätze für Kraft-
fahrzeuge nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten 
möglich, kann die Verpflichtung zur Schaffung von notwen-
digen Stellplätzen vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 wahl-
weise durch die Zahlung eines Ablösungsbetrages erfüllt 
werden. 2Hierfür ist die Zustimmung der Stadt erforderlich. 
3Der Ablösungsbetrag wird von der Stadt festgesetzt. 4Ist 
die Herstellung notwendiger Stellplätze rechtlich unmög-
lich, ist von der Bauherrschaft kein Ablösungsbetrag zu er-
heben. 5Einmal geleistete Ablösungsbeträge aus vorheri-
gen Nutzungen sind dem Grundstück zuzurechnen. 
 
 
(2) Notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge bei Woh-
nungsbauvorhaben dürfen nur abgelöst werden, wenn und 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=17178&vd_back=N421&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=17178&vd_back=N421&sg=0&menu=1
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tung bis Friedrichstraße - Friedrichstraße in nord-öst-
licher Richtung bis Jöllenbecker Straße – Jöllenbe-
cker Straße in nördlicher Richtung bis Einmündung 
Zu-/Abfahrt Ostwestfalendamm – Meller Straße ab 
Einmündung Zu-/Abfahrt Ostwestfalendamm bis 
Schmiedestraße - Schmiedestraße bis Heinrich-
Koch-Straße (Fuß- und Radweg) - Heinrich-Koch-
Straße (Fuß- und Radweg) und Verlängerung (Flur 
80, Flurstück 311) bis Ernst-Rein-Straße - Ernst-
Rein-Straße in östlicher Richtung bis Schildescher 
Straße - Schildescher Straße in südlicher Richtung 
bis Herforder Straße - August-Bebel-Straße ab Her-
forder Straße bis Albrechtstraße - Albrechtstraße in 
östlicher Richtung und Verlängerung bis Walther-
Rathenau-Straße - Walther-Rathenau-Straße in süd-
licher Richtung über den Straßenanfang hinaus (ge-
radlinige Verlängerung) bis Bleichstraße – Bleich-
straße in westlicher Richtung bis Heeper Straße - 
Heeper Straße in süd-östlicher Richtung bis Teuto-
burger Straße - Teutoburger Straße bis Einmündung 
Hermannstraße - Hermannstraße in westlicher Rich-
tung bis Turnerstraße - Turnerstraße in südlicher 
Richtung bis Rohrteichstraße - Jüngststraße - Lui-
senstraße in westlicher Richtung bis Gerichtstraße - 
Gerichtstraße in südlicher Richtung bis Detmolder 
Straße - Detmolder Straße in westlicher Richtung bis 
Kreuzstraße - Kreuzstraße – Adenauerplatz in südli-
cher Richtung bis Zu-/Abfahrt Ostwestfalendamm - 
Zu-/Abfahrt Ostwestfalendamm bis Bahnlinie - Bahn-
linie in nördlicher Richtung bis Arndtstraße. 
 
b) Zone II 
Berliner Straße ab Hauptstraße bis Einmündung 
Senner Straße – in nord-westlicher Richtung abkni-
ckend, entlang der Südwestgrenze des Flurstücks 
754 (Flur 13) bis Krefelder Straße - Krefelder Straße 
(Flur 13, Flurstück 753) in nördlicher Richtung bis 
Stadtring – Stadtring in westlicher Richtung bis Ein-

nicht im Einzelfall wegen der Anzahl der notwendi-
gen Stellplätze oder der besonderen örtlichen Ver-
hältnisse eine erhebliche Beeinträchtigung des ru-
henden oder fließenden Verkehrs unter Berücksichti-
gung auch der Belange des Fußgänger- und Fahr-
radverkehrs zu erwarten ist. 
 
(3) Notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge von 
Menschen mit Behinderung nach § 7 Absatz 2 und 
notwendige Stellplätze für Fahrräder dürfen nur ab-
gelöst werden, soweit diese wegen schwieriger Ge-
ländeverhältnisse oder ungünstiger vorhandener Be-
bauung nur mit einem unverhältnismäßigen Mehr-
aufwand hergestellt werden können. 
 
(4) Die Zahlung des Ablösungsbetrages ist der Ge-
meinde vor Baubeginn nachzuweisen, sofern die Er-
füllung der Stellplatzpflicht nicht bereits Vorausset-
zung für die Erteilung einer Baugenehmigung ist. Bei 
Vorhaben, die der Genehmigungsfreistellung nach § 
63 der Landesbauordnung 2018 unterliegen, ist der 
Nachweis der Zahlung mit den erforderlichen Unter-
lagen bei der Gemeinde einzureichen. 
 

soweit nicht im Einzelfall wegen der Anzahl der notwendi-
gen Stellplätze oder der besonderen örtlichen Verhältnisse 
eine erhebliche Beeinträchtigung des ruhenden oder flie-
ßenden Verkehrs unter Berücksichtigung auch der Belange 
des Fußgänger- und Fahrradverkehrs zu erwarten ist. 
 
 
(3) Notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge von Men-
schen mit Behinderung nach § 7 Absatz 2 dürfen nur abge-
löst werden, soweit diese wegen schwieriger Geländever-
hältnisse oder ungünstiger vorhandener Bebauung nur mit 
einem unverhältnismäßigen Mehraufwand hergestellt wer-
den können. 
 
 
(4) 1Die Zahlung des Ablösungsbetrages nach Absatz 1 ist 
der Stadt vor Baubeginn nachzuweisen, sofern die Erfül-
lung der Stellplatzpflicht nicht bereits Voraussetzung für die 
Erteilung einer Baugenehmigung ist. 2Bei Vorhaben, die 
der Genehmigungsfreistellung nach § 63 BauO NW unter-
liegen, ist der Nachweis der Zahlung mit den erforderlichen 
Unterlagen bei der Stadt einzureichen. 
 
 
(5) Der Ablösebetrag nach den Absätzen 1 ist von der 
Stadt zu verwenden für 
 
1. die Herstellung zusätzlicher oder die Instandhaltung, die 
Instandsetzung oder die Modernisierung bestehender Par-
keinrichtungen einschließlich der Ausstattung mit Elektrola-
destationen, 
 
2. den Bau und die Einrichtung von innerörtlichen Radver-
kehrsanlagen sowie die Schaffung von öffentlichen Fahr-
radstellplätzen einschließlich der Ausstattung mit Elektrola-
destationen oder 
 
3. sonstige Maßnahmen zur Entlastung der Straßen vom 
ruhenden Verkehr, dazu zählt auch die Errichtung von 
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mündung Wikingerstraße – Wikingerstraße bis Ein-
mündung Gotenstraße - Gotenstraße bis Einmün-
dung Germanenstraße – Germanenstraße bis 
Hauptstraße (Flur 7, Flurstück 753) - Mackeben-
straße ab Hauptstraße bis Einmündung Benatz-
kystraße - Benatzkystraße bis Raymondstraße (Flur 
8, Flurstück 635) - Raymondstraße bis Einmündung 
Dostalstraße - Dostalstraße – Bodelschwinghstraße 
ab Einmündung Dostalstraße bis Hauptstraße 
 
c) Zone III 
Die Zone III umfasst das übrige Stadtgebiet. 
 
Die Grenze verläuft jeweils in der Mitte der genann-
ten Straßen. 

Quartiersgaragen, einschließlich investiver Maßnahmen 
des öffentlichen Personennahverkehrs sowie andere Maß-
nahmen, die Bestandteil eines kommunalen oder interkom-
munalen Mobilitätskonzepts einer oder mehrerer Gemein-
den sind. 
 
(6) 1Die Höhe des Ablösebetrags nach Absatz 1 beträgt je 
Stellplatz für Kraftfahrzeuge 60 Prozent der durchschnittli-
chen Herstellungskosten ebenerdiger öffentlicher Stell-
plätze für Kraftfahrzeuge im Gebiet der Stadt Bielefeld zu-
züglich 60 Prozent der erforderlichen Grundstückskosten. 
2Er berechnet sich nach der folgenden Formel:  
 

Geldbetrag pro abzulösenden Stellplatz für Kraftfahr-
zeuge = (Grundstückskosten + durchschnittliche Her-
stellungskosten) x 0,60.  
 

(7) 1Für die Berechnung der Grundstückskosten ist ein Flä-
chenbedarf pro Stellplatz für Kraftfahrzeuge (einschließlich 
anteiliger Verkehrsfläche) von 25 Quadratmetern anzuset-
zen, der mit dem jeweils geltenden Bodenrichtwert des 
Baugrundstücks je Quadratmeter zu vervielfältigen ist. 
2Lässt sich der Bodenrichtwert des Baugrundstücks nicht 
zweifelsfrei anhand der amtlichen Richtwertkarte feststel-
len oder bestehen Anhaltspunkte dafür, dass der tatsächli-
che Verkehrswert vom Bodenrichtwert abweicht, ist die 
Auskunft des Gutachterausschusses maßgebend; die 
Nachweispflicht liegt bei der Bauherrschaft.  
 
(8) Die durchschnittlichen Herstellungskosten eines eben-
erdigen öffentlichen Stellplatzes für ein Kraftfahrzeug im 
Sinne des Absatzes 6 betragen 3.000 Euro.  
 
(9) Der Ablösebetrag je Stellplatz für ein Kraftfahrzeug darf 
10.000 Euro nicht übersteigen. 
 

 
7 

Ablösebeträge 

 
§ 7 

 
§ 7 
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Der Geldbetrag nach § 5 wird für jeden herzustellen-
den notwendigen Stellplatz für Kraftfahrzeuge 
 
in der Zone I auf 6.650 Euro 
in der Zone II auf 4.650 Euro 
in der Zone III auf 2.660 Euro 
 
festgesetzt. Maßgeblich ist die Lage des Baugrund-
stücks. Befindet sich ein Bauvorhaben auf mehreren 
Grundstücken in unterschiedlichen Zonen, ist der hö-
here Betrag für alle abzulösenden Stellplätze zu zah-
len. 

Beschaffenheit von notwendigen Stellplätzen für 
Kraftfahrzeuge 

 
(1) Notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge müs-
sen ohne Überquerung anderer Stellplätze ungehin-
dert erreichbar sein. Hintereinanderliegende notwen-
dige Stellplätze für Kraftfahrzeuge sind nur bei 
Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 nach 
Teil A der Anlage zu dieser Verordnung zulässig. Im 
Übrigen bleiben die Anforderungen des Teils 5 der 
Sonderbauverordnung vom 2. Dezember 2016 (GV. 
NRW. 2017 S. 2, ber. S. 120 und 2020 S. 148) in der 
jeweils geltenden Fassung hinsichtlich der Größe 
der Stellplätze, Ausmaße der Fahrgassen, Zu- und 
Abfahrten sowie Gestaltung von Rampen unberührt. 
 
(2) Von den notwendigen Stellplätzen für Kraftfahr-
zeuge sind notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
von Menschen mit Behinderung nach der Anlage zu 
dieser Verordnung, bei Wohngebäuden nach § 49 
Absatz 1 der Landesbauordnung 2018 mindestens 
ein Stellplatz für Kraftfahrzeuge von Menschen mit 
Behinderung, auf dem Baugrundstück entsprechend 
zu kennzeichnen und barrierefrei herzustellen. Wird 
die Anlage erfahrungsgemäß von einer größeren 
Zahl von Menschen mit Behinderung besucht, kann 
die Anzahl dieser Stellplätze unter Berücksichtigung 
der besonderen Art der Anlage erhöht werden. Wei-
tergehende Anforderungen nach § 50 der Landes-
bauordnung 2018 bleiben unberührt. 
 
(3) Die notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
dürfen nicht zweckentfremdet benutzt werden. Die 
Nutzung zum Abstellen von gebrauchsfähigen Fahr-
rädern gilt nicht als zweckfremde Nutzung. 
 

Beschaffenheit von notwendigen Stellplätzen für Kraft-
fahrzeuge 

 
(1) 1Notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge müssen 
ohne Überquerung anderer Stellplätze ungehindert erreich-
bar sein. 2Im Übrigen bleiben die Anforderungen des Teils 
5 der Verordnung über Bau und Betrieb von Sonderbauten 
vom 2. Dezember 2016 (GV. NRW. 2017 S. 2, ber. S. 120 
und 2020 S. 148) in der jeweils geltenden Fassung hin-
sichtlich der Größe der Stellplätze, Ausmaße der Fahrgas-
sen, Zu- und Abfahrten sowie Gestaltung von Rampen un-
berührt. 
 
 
 
(2) 1Von den notwendigen Stellplätzen für Kraftfahrzeuge 
sind notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge von Men-
schen mit Behinderung nach der Anlage 1 dieser Satzung 
auf dem Baugrundstück entsprechend zu kennzeichnen 
und barrierefrei herzustellen. 2Wird die Anlage erfahrungs-
gemäß von einer größeren Zahl von Menschen mit Behin-
derung besucht, kann die Anzahl dieser Stellplätze unter 
Berücksichtigung der besonderen Art der Anlage erhöht 
werden. 3Weitergehende Anforderungen nach § 50 BauO 
NRW bleiben unberührt. 
 
 
 
 
 
(3) Die notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge dürfen 
nicht zweckentfremdet benutzt werden.  
 

  
§ 8 

 
§ 8 
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Beschaffenheit von notwendigen Stellplätzen für 
Fahrräder 

 
(1) Notwendige Stellplätze für Fahrräder müssen von 
der öffentlichen Verkehrsfläche ebenerdig oder 
durch Rampen, Aufzüge oder vergleichbare Einrich-
tungen verkehrssicher und leicht erreichbar sein. 
 
(2) Notwendige Stellplätze für Fahrräder müssen 
 
1. einzeln leicht zugänglich sein, 
 
2. eine Sicherung gegen Diebstahl ermöglichen und 
 
3. eine Fläche von mindestens 1,5 Quadratmetern 
je Stellplatz haben. 
 
(3) Für Anlagen, die mehr als zehn notwendige Stell-
plätze für Fahrräder außerhalb von Gebäuden auf-
nehmen, wird eine Überdachung empfohlen. Jeder 
elfte notwendige Stellplatz für Fahrräder muss durch 
eine zusätzliche Fläche von mindestens 1,5 Quad-
ratmetern zum Abstellen von Kinder- oder Lastenan-
hängern geeignet sein. 
 
(4) § 7 Absatz 3 Satz 1 gilt entsprechend. 

Beschaffenheit von notwendigen Stellplätzen für Fahr-
räder 

 
(1) Notwendige Stellplätze für Fahrräder müssen von der 
öffentlichen Verkehrsfläche ebenerdig oder durch Rampen, 
Aufzüge oder vergleichbare Einrichtungen verkehrssicher 
und leicht erreichbar sein. 
 
(2) Notwendige Stellplätze für Fahrräder müssen 

1. mit ausreichender Manövrierfläche einzeln leicht 
zugänglich sein, 

2. einen sicheren Stand und eine Sicherung gegen 
Diebstahl ermöglichen und 

3. eine Abstellfläche von mindestens 2 Meter x 0,75 
Meter pro Fahrrad zuzüglich der jeweils notwendi-
gen Verkehrsfläche aufweisen. 
 

(3) 1Anlagen, die mehr als fünf notwendige Stellplätze für 
Fahrräder außerhalb von Gebäuden aufnehmen, müssen 
überdacht sein. 2Jeder sechste notwendige Stellplatz für 
Fahrräder muss durch eine zusätzliche Fläche von mindes-
tens 1,50 Quadratmetern zum Abstellen von Kinder- oder 
Lastenanhängern und Lastenfahrrädern geeignet sein. 
 
 
(4) § 7 Absatz 3 gilt entsprechend. 
 

  
§ 9 

Zustimmung der Gemeinde 
 
Sofern die Einhaltung der Bestimmungen dieser Ver-
ordnung nicht in einem Baugenehmigungsverfahren 
zu prüfen ist, ist die Zustimmung der Gemeinde er-
forderlich für: 
 
1. die Bestimmung der Anzahl der notwendigen 
Stellplätze in den Fällen des § 3 Absatz 2 und 3 so-
wie 

 
§ 9 

Abweichungen 
 
Über Abweichungen von dieser Satzung im Sinne des § 69 
BauO NRW entscheidet die untere Bauaufsichtsbehörde.  
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2. die Ablöse notwendiger Stellplätze für 
 
a) Wohnungsbauvorhaben nach § 6 Absatz 2, 
 
b) Kraftfahrzeuge von Menschen mit Behinderung 
nach § 6 Absatz 3 und 
 
c) Fahrräder nach § 6 Absatz 3. 
 

  
§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Absatz 1 Num-
mer 22 der Landesbauordnung 2018 handelt, wer 
notwendige Stellplätze 
 
1. nicht in ausreichender Anzahl herstellt oder ablöst 
oder 
 
2. entgegen den Anforderungen in den §§ 7 und 8 
herstellt oder nutzt. 
 

 
§ 10  

Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Absatz 1 Nummer 21 
BauO NRW handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig not-
wendige Stellplätze 
 
1. nicht in ausreichender Anzahl herstellt oder ablöst oder 
 
2. entgegen den Anforderungen in den §§ 7 und 8 herstellt 
oder nutzt. 
 

  
§ 11 

Übergangsvorschriften 
 
Auf Bauvorhaben, deren bauaufsichtliche Verfahren 
bereits vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Verordnung eingeleitet sind, sind die Bestimmungen 
dieser Verordnung nur insoweit anzuwenden, als 
dass sie günstigere Regelungen beinhalten. 
 

 
§ 11 

Übergangsvorschriften 
 
Auf Bauvorhaben, deren bauaufsichtliche Verfahren bereits 
vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung einge-
leitet sind, sind die Bestimmungen dieser Satzung nur in-
soweit anzuwenden, als dass sie günstigere Regelungen 
beinhalten. 
 

 
§ 8 

 
 

 
§ 12 

Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2022 in Kraft. 

 
§ 12 

Inkrafttreten 
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Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung, frühestens jedoch am 1. Januar 2019 in Kraft. 

 Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. 
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Verwaltungsvorschrift zur Landesbauordnung - VV 
BauO NRW - RdErl. d. Ministeriums für Städtebau 
und Wohnen, Kultur und Sport v. 12.10.2000 (MBl. 

NRW. S.1432/SMBl. NRW. 23210)  
Anlage zu Nr. 51.11 VV BauO NRW Richtzahlen für 

den Stellplatzbedarf 

 
Anlage zur Verordnung über notwendige Stell-

plätze für Kraftfahrzeuge und Fahrräder 
(Richtzahlentabelle zur StellplatzVO NRW) 

 
Teil A 

„Anzahl der notwendigen Stellplätze für Kraftfahr-
zeuge und Fahrräder“ 

 

 
Anlage 1 (zu § 3 Absatz 1): 

Stellplatzrichtzahlen 
 

 Hinweis zu Nummer A.2 und A.9: 
Der Stellplatzbedarf ist in der Regel nach der Richtzahl zu 
berechnen. Ergibt sich dabei ein offenes Missverhältnis zum 
tatsächlichen Stellplatzbedarf so ist die Zahl der Beschäftig-
ten zu Grunde zu legen. 
 
Abkürzung: 
Die Abkürzung „St“ wird für Stellplatz verwendet. 
 
 

Die folgenden für die Stadt Bielefeld geltenden Stellplatz-
richtzahlen basieren auf den Orientierungswerten der vom 
Zukunftsnetz Mobilität NRW in Zusammenarbeit mit dem 
Städtetag NRW, dem Landkreistag NRW, dem Städte- und 
Gemeindebund NRW, der Arbeitsgemeinschaft fußgänger- 
und fahrradfreundlicher Städte, Gemeinden und Kreise in 
Nordrhein-Westfalen e. V. (AGFS) und gemeinsam mit kom-
munalen Expertinnen und Experten herausgegebenen Mus-
terstellplatzsatzung NRW (vgl. Leitfaden zur Musterstellplatz-
satzung NRW, 3. Auflage, Januar 2023). Dabei wurden auch 
die StellplatzVO NRW, Erfahrungen mit der früheren Anlage 
zu Nr. 51 VV BauO NRW (MBl. NRW v. 23.11.2000, S. 1477) 
und die Fortentwicklung der Stellplatzrichtzahlen in anderen 
Bundesländern berücksichtigt. 
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Stellplatzsatzung der Stadt Bielefeld 

 
StellplatzVO NRW Stellplatzsatzung der Stadt Bielefeld  

NEU 

Nr. Nutzungsart Zahl der Stellplätze 
(Stpl.) 

Anteil für 
Besucher 

in v.H. 

Nr. Verkehrsquelle Anzahl der notwendigen Nr. Nutzungsart 
(Verkehrsquellen) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Kfz 
(KSP) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Fahr-
räder (FSP) 

Stellplätze (Kfz) Fahrradab-
stellplätze 

1 Wohngebäude und Wohnheime 1 Wohngebäude und Wohnheime 1 Wohngebäude und Wohnheime 

1.1 Gebäude mit 
Wohnungen 
(soweit nicht 
Nr. 51.11) 

1 Stpl. je Wohnung --- 1.1 Wohngebäude 
der Gebäude-
klasse 1 und 2 mit 
nicht mehr als 
zwei Wohnungen 

1 St/Wohnung --- 1.1 Wohngebäude der 
Gebäudeklassen 1 
und 2  

1 KSP je Wohnung 
mit einer Wohnflä-
che bis 120 m², 
 
 
2 KSP je Wohnung 
mit einer Wohnflä-
che von mehr als 
120 m² 

2 FSP je Woh-
nung mit einer 
Wohnfläche bis 
40 m²,  
 
3 FSP je Woh-
nung mit einer 
Wohnfläche zwi-
schen 40 m² und 
120 m², 
 
4 FSP je Woh-
nung mit einer 
Wohnfläche von 
mehr als 120 m² 

    1.2 Wohnungen in 
Gebäuden ab der 
GKL 3 

1 St/Wohnung; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
3 %, mindestens 
jedoch 1 St 

1,5 St/Wohnung 1.2 Wohnungen in Ge-
bäuden der Gebäu-
deklassen 3, 4 und 
5  

0,75 KSP je Woh-
nung mit einer 
Wohnfläche bis 
40 m²,  
 
1 KSP je Wohnung 
mit einer Wohnflä-
che zwischen 40 m² 
und 120 m², 
 
 
2 KSP je Wohnung 
mit einer Wohnflä-
che von mehr als 
120 m²; 
 
davon Anteil Stell-
plätze für Kfz von 
Menschen mit Be-
hinderung: 3 %, 
mindestens jedoch 
1 KSP 

2 FSP je Woh-
nung mit einer 
Wohnfläche bis 
40 m²,  
 
3 FSP je Woh-
nung mit einer 
Wohnfläche zwi-
schen 40 m² und 
120 m², 
 
4 FSP je Woh-
nung mit einer 
Wohnfläche von 
mehr als 120 m² 
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Nr. Nutzungsart Zahl der Stellplätze 
(Stpl.) 

Anteil für 
Besucher 

in v.H. 

Nr. Verkehrsquelle Anzahl der notwendigen Nr. Nutzungsart 
(Verkehrsquellen) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Kfz 
(KSP) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Fahr-
räder (FSP) 

Stellplätze (Kfz) Fahrradab-
stellplätze 

    1.2.1 Öffentlich-geför-
derte Wohnungen 
in Gebäuden der 
Nummer 1.2  
 
(der Anteil Stell-
plätze für Kfz von 
Menschen mit Be-
hinderung sowie 
die Anzahl der 
notwendigen 
Fahrradabstell-
plätze bleiben un-
berührt) 

0,5 St/Wohnung --- 1.2.1 Öffentlich-geför-
derte Wohnungen 
in Gebäuden der 
Nummer 1.2  
 
(der Anteil Stell-
plätze für Kfz von 
Menschen mit Be-
hinderung bleibt un-
berührt) 

0,5 KSP je Woh-
nung 

2 FSP je Woh-
nung mit einer 
Wohnfläche bis 
40 m²,  
 
3 FSP je Woh-
nung mit einer 
Wohnfläche zwi-
schen 40 m² und 
120 m², 
 
4 FSP je Woh-
nung mit einer 
Wohnfläche von 
mehr als 120 m² 

    1.2.2 Öffentlich-geför-
derte Wohnungen 
in Gebäuden der 
Nummer 1.2 in in-
tegrierten Lagen 
unter Berücksich-
tigung der Er-
schließung mit 
dem öffentlichen 
Personennahver-
kehr 
 
(der Anteil Stell-
plätze für Kfz von 
Menschen mit Be-
hinderung sowie 
die Anzahl der 
notwendigen 
Fahrradabstell-
plätze bleiben un-
berührt) 

0,4 St/Wohnung ---     
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Anteil für 
Besucher 

in v.H. 

Nr. Verkehrsquelle Anzahl der notwendigen Nr. Nutzungsart 
(Verkehrsquellen) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Kfz 
(KSP) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Fahr-
räder (FSP) 

Stellplätze (Kfz) Fahrradab-
stellplätze 

    1.2.3 Öffentlich-geför-
derte Wohnungen 
in Gebäuden der 
Nummer 1.2 in 
Verbindung mit 
besonderen Maß-
nahmen 
 
(der Anteil Stell-
plätze für Kfz von 
Menschen mit Be-
hinderung sowie 
die Anzahl der 
notwendigen 
Fahrradabstell-
plätze bleiben un-
berührt) 

0,3 St/Wohnung ---     

    1.2.4 Freifinanzierte 
Wohnungen in 
Gebäuden der 
Nummer 1.2 in in-
tegrierten Lagen 
unter Berücksich-
tigung der Er-
schließung mit öf-
fentlichen Perso-
nennahverkehr 
 
(der Anteil Stell-
plätze für Kfz von 
Menschen mit Be-
hinderung sowie 
die Anzahl der 
notwendigen 
Fahrradabstell-
plätze bleiben un-
berührt) 

0,8 St/Wohnung ---     
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in v.H. 

Nr. Verkehrsquelle Anzahl der notwendigen Nr. Nutzungsart 
(Verkehrsquellen) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Kfz 
(KSP) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Fahr-
räder (FSP) 

Stellplätze (Kfz) Fahrradab-
stellplätze 

    1.2.5 Freifinanzierte 
Wohnungen in 
Gebäuden der 
Nummer 1.2 in 
Verbindung mit 
besonderen Maß-
nahmen 
 
(der Anteil Stell-
plätze für Kfz von 
Menschen mit Be-
hinderung sowie 
die Anzahl der 
notwendigen 
Fahrradabstell-
plätze bleiben un-
berührt) 

0,7 St/Wohnung      

        1.3 Altenwohnungen 
und betreutes Woh-
nen  

0,5 KSP je Woh-
nung; 
davon Anteil KSP 
von Menschen mit 
Behinderung: 3 %, 
mindestens jedoch 
1 KSP 

0,25 FSP je 
Wohneinheit  

    1.3 Wochenend- und 
/ oder Ferienhäu-
ser 

1 St/Haus 1 St/Haus 1.4 Wochenend- und / 
oder Ferienhäuser  

1 KSP je Wohnung 
 

1 FSP je 
Wohneinheit  

1.2 Kinder- und 
Jugendwohn-
heime 

1 Stpl. je 20 Plätze 75 1.4 Kinder- und Ju-
gendwohnheime 

1 St/20 Betten, je-
doch mindestens 
2 St;  
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
3 %, mindestens 
jedoch 1 St 

1 St/2 Betten 1.5 Kinder- und Ju-
gendwohnheime 

1 KSP je 20 Betten, 
jedoch mindestens 
2 KSP, davon sind 
10 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen; sowie da-
von Anteil KSP für 
Kfz von Menschen 
mit Behinderung:  
3 %, mindestens je-
doch 1 KSP 

1 FSP je 2 Betten, 
davon sind 10 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen 
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Nr. Nutzungsart Zahl der Stellplätze 
(Stpl.) 

Anteil für 
Besucher 

in v.H. 

Nr. Verkehrsquelle Anzahl der notwendigen Nr. Nutzungsart 
(Verkehrsquellen) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Kfz 
(KSP) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Fahr-
räder (FSP) 

Stellplätze (Kfz) Fahrradab-
stellplätze 

1.3 Altenwohn-
heime, Alten-
heime, Wohn-
heime für 
Menschen mit 
Behinderun-
gen 

1 Stpl. je 10 - 17 
Plätze, jedoch 
mindestens 3 Stpl. 

75     1.6 Wohnheime für 
Menschen mit Be-
hinderung, Alten-
pflegeheime und 
vergleichbare Ein-
richtungen (jeweils 
im Sinne eines sta-
tionären Pflegehei-
mes) 

1 KSP je 5 Betten, 
davon sind 75 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; sowie davon 
Anteil KSP für Kfz 
von Menschen mit 
Behinderung: 20 %, 
jedoch mindestens 
1 KSP 

1 FSP je 10 Bet-
ten, jedoch min-
destens 3 FSP, 
davon sind 75 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen 

1.4 Sonstige 
Wohnheime 

1 Stpl. je 2 - 5 Plätze, 
jedoch 
mindestens 2 Stpl. 

10 1.5 Studierenden-
wohnheime/Aus-
zubildenden-
wohnheime 

1 St/10 Betten, 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung: 3 %, min-
destens jedoch 1 
St 

1 St/2 Betten 1.7 Studierenden- und 
sonstige Wohn-
heime 

1 KSP je 5 Betten, 
davon sind 10 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; sowie davon 
Anteil KSP für Kfz 
von Menschen mit 
Behinderung: 3 %, 
jedoch mindestens 
1 KSP  

1 FSP je Bett, da-
von sind 10 % als 
Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen 

        1.8 Aufnahmeeinrich-
tungen, Gemein-
schaftsunterkünfte 
oder sonstige Un-
terkünfte für Flücht-
linge oder Asylbe-
gehrende 
 

1 KSP je 30 Betten, 
davon sind 10 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; sowie davon 
Anteil KSP für Kfz 
von Menschen mit 
Behinderung: 3 %, 
jedoch mindestens 
1 KSP  

1 FSP je 5 Betten, 
jedoch mindes-
tens 3 FSP, da-
von sind 10 % als 
Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen 

2 Gebäude mit Büro, Verwaltungs- und Praxisräu-
men 

2 Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und Praxisräumen 
Die Nutzfläche ist nach DIN 277 – Teil 2 zu ermitteln.  
Flächen für Sozial- und Sanitärräume, Funktionsflächen für 
betriebstechnische Anlagen, Verkehrsflächen, Kantinen, Er-
frischungsräume, Cafeterien oder Vergleichbares bleiben 
unberücksichtigt, da diese keinen eigenen Stellplatzbedarf 
erzeugen. 

2 Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und Praxisräumen 
Die Nutzfläche (NF) ist nach der DIN 277 – Teil 2 in der jeweils 
geltenden Fassung zu ermitteln.  
Flächen, die keinen eigenen Stellplatzbedarf erzeugen, können 
bei der Ermittlung der Stellplätze unberücksichtigt bleiben. Dies 
sind insbesondere: Verkehrsflächen, Flächen für Sozial- und Sani-
tärräume, Flächen für Archiv- und Bibliotheksräume sowie Regist-
raturen, Kantinen, Erfrischungsräume, Cafeterien, Funktionsflä-
chen für betriebstechnische Anlagen. 
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Nr. Nutzungsart Zahl der Stellplätze 
(Stpl.) 

Anteil für 
Besucher 

in v.H. 

Nr. Verkehrsquelle Anzahl der notwendigen Nr. Nutzungsart 
(Verkehrsquellen) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Kfz 
(KSP) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Fahr-
räder (FSP) 

Stellplätze (Kfz) Fahrradab-
stellplätze 

2.1 Büro- und 
Verwaltungs-
räume allge-
mein 

1 Stpl. je 30 - 40 m² 
Nutzfläche 

20 2.1 Büro- und Verwal-
tungsräume (all-
gemein) 

1 St/40 m² Nutz-
fläche (NF), da-
von sind 20 % als 
Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; davon Anteil 
St für Kfz von 
Menschen mit Be-
hinderung: min-
destens 1 St 

1 St/30 m² NF 2.1 Büro- und Verwal-
tungsgebäude  

1 KSP je 40 m² NF, 
davon sind 20 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; sowie davon 
Anteil KSP für Kfz 
von Menschen mit 
Behinderung: 3 %, 
jedoch mindestens 
1 KSP 

1 FSP je 30 m² 
NF, davon sind 
10 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

    2.2 Büro- und Verwal-
tungsräume mit 
hohen Nutzflä-
chen (Bibliothe-
ken, Registratu-
ren, Archive und 
dergleichen) 

1 St/80 m² NF 
oder je drei Be-
schäftigte, davon 
sind 20 % als Be-
sucherstellplätze 
auszuweisen; da-
von Anteil St für 
Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung: 3 %, min-
destens 1 St 

1 St/50 m² NF 2.2 Büro- und Verwal-
tungsräume mit gro-
ßen Nutzflächen 
(z.B. Bibliotheken, 
Registraturen und 
Archive)  

1 KSP je 80 m² NF, 
davon sind 20 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; sowie davon 
Anteil KSP für Kfz 
von Menschen mit 
Behinderung: 3 %, 
jedoch mindestens 
1 KSP 

1 FSP je 30 m² 
NF, davon sind 
20 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

2.2 Räume mit 
erheblichem 
Besucherver-
kehr (Schal-
ter-, Abferti-
gungs- und 
Beratungs-
räumen, Arzt-
praxen o. ä.) 

1 Stpl. je 20 - 30 m² 
Nutzfläche, 
jedoch mindestens 3 
Stpl. 

 2.3 Räume mit erheb-
lichem Besucher-
verkehr (Schalter-
, Abfertigungs- 
oder Beratungs-
räume, Arztpra-
xen und derglei-
chen) 

1 St/30 m² NF, je-
doch mindestens 
3 St, davon sind 
75 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen; da-
von Anteil St für 
Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung: 3 %, min-
destens 1 St 

1 St/30 m² NF, 
jedoch mindes-
tens 3 St 

2.3 Räume mit erhebli-
chem Besucherver-
kehr (Schalter-, Ab-
fertigungs- oder Be-
ratungsräume, Arzt-
praxen o. Ä.) 

1 KSP je 30 m² NF, 
jedoch mindestens 
3 KSP, davon sind 
75 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen 

1 FSP je 20 m² 
NF, jedoch min-
destens 3 FSP, 
davon sind 75 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen 
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Nr. Nutzungsart Zahl der Stellplätze 
(Stpl.) 

Anteil für 
Besucher 

in v.H. 

Nr. Verkehrsquelle Anzahl der notwendigen Nr. Nutzungsart 
(Verkehrsquellen) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Kfz 
(KSP) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Fahr-
räder (FSP) 

Stellplätze (Kfz) Fahrradab-
stellplätze 

3 Verkaufsstätten 3 Verkaufsstätten 
Verkaufsstätten > 2 000 m²:  
Für Verkaufsstätten, deren Verkaufsräume und Ladenstra-
ßen einschließlich ihrer inneren Bauteile eine Fläche von 
insgesamt mehr als 2 000 m² haben, sind zusätzlich die 
Vorgaben aus der Sonderbauverordnung des Landes Nord-
rhein-Westfalen zu beachten. Diese sehen vor, dass min-
destens 3 Prozent – für Großhandelsmärkte mindestens 1 
Prozent – der notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge, 
jedoch mindestens zwei Stellplätze, barrierefrei sein müs-
sen. Auf diese Stellplätze ist dauerhaft und leicht erkennbar 
hinzuweisen. 
 
Verkaufsnutzfläche: 
Nicht zur Verkaufsnutzfläche werden Sozial- und Sanitär-
räume, Kantinen, Ausstellungsflächen, Lagerflächen, Funk-
tionsflächen für betriebstechnische Anlagen sowie Ver-
kehrsflächen gerechnet. 

3 Verkaufsstätten 
Verkaufsnutzfläche (VKNF): Nicht zur Verkaufsnutzfläche werden 
Sozial- und Sanitärräume, Kantinen, Ausstellungsflächen, Lager-
flächen, Funktionsflächen für betriebstechnische Anlagen sowie 
Verkehrsflächen gerechnet. 

3.1 Verkaufsstät-
ten bis 700 
m² Verkaufs-
fläche 

1 Stpl. je 30 - 50 m² 
Verkaufsnutzfläche, je-
doch 
mindestens 2 Stpl. 

75 3.1 Läden, Ge-
schäftshäuser 

1 St/40 m² Ver-
kaufsnutzfläche 
(VKNF), jedoch 
mindestens 2 St 
je Laden, davon 
sind 75 % als Be-
sucherstellplätze 
auszuweisen;  

mindestens 2 St 
je Laden 

3.1 Läden, Geschäfts-
häuser 

1 KSP je 30 m² 
VKNF, jedoch min-
destens 2 KSP, da-
von sind 75 % als 
Besucherstellplätze 
auszuweisen 

1 FSP je 25 m² 
VKNF, davon sind 
75 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

    3.2 Geschäftshäuser 
mit geringem Be-
sucherverkehr 
(zum Beispiel 
Fachgeschäfte) 

1 St/50 m² VKNF, 
davon sind 75 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen;  

mindestens 2 St 
je Laden 

3.2 Läden, Geschäfts-
häuser mit gerin-
gem Besucherver-
kehr (zum Beispiel 
Fachgeschäfte) 

1 KSP je 50 m² 
VKNF, jedoch min-
destens 2 KSP, da-
von sind 75 % als 
Besucherstellplätze 
auszuweisen 

1 FSP je 25 m² 
VKNF, davon sind 
75 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 
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Nr. Verkehrsquelle Anzahl der notwendigen Nr. Nutzungsart 
(Verkehrsquellen) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Kfz 
(KSP) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Fahr-
räder (FSP) 

Stellplätze (Kfz) Fahrradab-
stellplätze 

3.2 Verkaufsstät-
ten mit mehr 
als 700 m² 
Verkaufsflä-
che 

1 Stpl. je 10 - 30 m² 
Verkaufsnutzfläche 

75 3.3 Großflächige Ein-
zelhandelsbe-
triebe außerhalb 
von Kerngebieten 

1 St/20 m² VKNF, 
davon sind 90 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen;  
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung: 3 %, min-
destens 1 St 

1 St/100 m² 
VKNF 

3.3 Großflächige Ein-
zelhandelsbetriebe 
außerhalb von 
Kerngebieten 

1 KSP je 20 m² 
VKNF, davon sind 
90 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen; sowie da-
von Anteil KSP für 
Kfz von Menschen 
mit Behinderung: 
3 %, jedoch min-
destens 1 KSP 

1 FSP je 50 m² 
VKNF, davon sind 
90 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

        3.4 Dienstleistungsbe-
triebe der Kosmetik 
und Körperpflege   

1 KSP je 3 Behand-
lungsplätze, davon 
sind 75 % als Besu-
cherstellplätze aus-
zuweisen 

3 FSP je Laden,  
davon ist 1 FSP 
als Besucherstell-
platz auszuwei-
sen 

4 Versammlungsstätten (außer Sportstätten),  
Kirchen  

4 Versammlungsstätten  
Für Versammlungsstätten 
mit Versammlungsräumen, die einzeln für mehr als 200 Be-
sucherinnen und Besucher bestimmt sind bzw. für Ver-
sammlungsstätten mit mehreren Versammlungsräumen, die 
insgesamt für mehr als 200 Besucherinnen und Besucher 
bestimmt sind, wenn diese Versammlungsräume gemein-
same Rettungswege haben und  
im Freien mit Szeneflächen und Tribünen, die keine fliegen-
den Bauten sind und insgesamt für mehr als 1000 Besuche-
rinnen und Besucher bestimmt sind,  
sind zusätzlich die Vorgaben aus der Sonderbauverordnung 
des Landes Nordrhein-Westfalen über die barrierefreien 
Stellplätze zu beachten (§ 13 in Verbindung mit § 10 Absatz 
7 der Sonderbauverordnung des Landes Nordrhein-Westfa-
len). 
 

4 Versammlungsstätten  
Bei Veranstaltungsstätten ermittelt sich die Anzahl nach den Be-
suchern. Bei Stätten mit Sitzplätzen ist die Anzahl der Sitzplätze 
maßgebend. 
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Nr. Nutzungsart Zahl der Stellplätze 
(Stpl.) 

Anteil für 
Besucher 

in v.H. 

Nr. Verkehrsquelle Anzahl der notwendigen Nr. Nutzungsart 
(Verkehrsquellen) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Kfz 
(KSP) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Fahr-
räder (FSP) 

Stellplätze (Kfz) Fahrradab-
stellplätze 

4.1 Versamm-
lungsstätten 

1 Stpl. je 5 - 10 Sitz-
plätze 

90 4.1 Versammlungs-
stätten von 
überörtlicher Be-
deutung (zum 
Beispiel Theater, 
Konzerthäuser, 
Mehrzweckhallen) 

1 St/5 Sitzplätze, 
davon sind 90 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen;  
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung: 3 %, min-
destens 1 St 

1 St/30 Sitz-
plätze 

4.1 Versammlungsstät-
ten von überörtli-
cher Bedeutung 
(z.B. Theater, Kon-
zerthäuser, Mehr-
zweckhallen)  

1 KSP je 5 Sitz-
plätze, davon sind 
90 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen; sowie da-
von Anteil KSP für 
Kfz von Menschen 
mit Behinderung:  
3 %, jedoch min-
destens 1 KSP 

1 FSP je 10 Sitz-
plätze, davon sind 
90 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

    4.2 Sonstige Ver-
sammlungsstät-
ten (zum Beispiel 
Lichtspieltheater, 
Diskotheken, 
Schulaulen, Vor-
tragssäle) nach 
Anzahl der zuläs-
sigen Besucher 

1 St/10 Sitzplätze, 
davon sind 90 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen;  
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
3 %, mindestens 
1 St 

1 St/20 Besu-
cher 

4.2 Sonstige Versamm-
lungsstätten (z.B. 
Kinos, Diskotheken, 
Vortragssäle) 

1 KSP je 7 Sitz-
plätze, davon sind 
90 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen; sowie da-
von Anteil KSP für 
Kfz von Menschen 
mit Behinderung:  
3 %, jedoch min-
destens 1 KSP 

1 FSP je 10 Sitz-
plätze, davon sind 
90 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

4.2 Kirchen 1 Stpl. je 10 - 30 Sitz-
plätze 

90 4.3 Gemeindekirchen 1 St/30 Sitzplätze, 
davon sind 90 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen;  
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
3 %, mindestens 
1 St 

1 St/30 Sitz-
plätze 

4.3 Gemeindekirchen 
und vergleichbare 
Versammlungsstät-
ten, die der Religi-
onsausübung die-
nen 

1 KSP je 25 Sitz-
plätze, davon sind 
90 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen; sowie da-
von Anteil KSP für 
Kfz von Menschen 
mit Behinderung: 
3 %, jedoch min-
destens 1 KSP 

1 FSP je 10 Sitz-
plätze, davon sind 
90 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 
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Stellplätze (Kfz) Fahrradab-
stellplätze 

    4.4 Kirchen von 
überörtlicher Be-
deutung 

1 St/20 Sitzplätze, 
davon sind 90 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen;  
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
3 %, mindestens 
1 St 

1 St/50 Sitz-
plätze 

4.4 Gemeindekirchen 
und vergleichbare 
Versammlungsstät-
ten, die der Religi-
onsausübung die-
nen, von überörtli-
cher Bedeutung 
bzw. mit großem 
Einzugsbereich 

1 KSP je 15 Sitz-
plätze, davon sind 
90 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen; sowie da-
von Anteil KSP für 
Kfz von Menschen 
mit Behinderung: 
3 %, jedoch min-
destens 1 KSP 

1 FSP je 20 Sitz-
plätze, davon sind 
90 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

5 Sportstätten 5 Sportstätten 
Sportfläche:  
Nicht zur Sportfläche werden gerechnet:  
Sozial- und Sanitärräume, Umkleideräume, Geräteräume, 
Funktionsflächen für betriebstechnische Anlagen, Verkehrs-
flächen 

5 Sportstätten 
Nicht zur Sportfläche werden gerechnet: Sozial- und Sanitär-
räume, Umkleideräume, Geräteräume, Funktionsflächen für be-
triebstechnische Anlagen, Verkehrsflächen 

5.1 Sportplätze 1 Stpl. je 250 m² 
Sportfläche, 
zusätzlich 1 Stpl. je 
10 - 15 
Besucherplätze 

--- 5.1 Sportplätze 1 St/300 m³ 
Sportfläche; 
1 St/20 Besucher-
plätze;  
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
mindestens 2 St 

1 St/100 m² 
Sportfläche; 
1 St/10 Besu-
cherplätze 

5.1 Sportplätze 1 KSP je 250 m² 
Sportplatzfläche, 
zusätzlich 1 KSP je 
20 Besucherplätze; 
sowie davon Anteil 
KSP für Kfz von 
Menschen mit Be-
hinderung: 3 %, je-
doch mindestens 2 
KSP 

1 FSP je 150 m² 
Sportfläche; zu-
sätzlich 1 FSP je 
10 Zuschauer-
plätze 

5.2 Spiel- und 
Sporthallen 

1 Stpl. je 50 m² Hal-
lenfläche, 
zusätzlich 1 Stpl. je 
10 - 15 
Besucherplätze 

--- 5.2 Turn- und Sport-
hallen, Sportschu-
len 

1 St/50 m³ Sport-
fläche; 
1 St/20 Besucher-
plätze;  
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
mindestens 2 St 

1 St/20 m² 
Sportfläche; 
1 St/10 Besu-
cherplätze 

5.2 Turn- und Spiel- 
und Sporthallen, 
Sportschulen 

1 KSP je 50 m² Hal-
lenfläche, zusätzlich 
1 KSP je 20 Besu-
cherplätze; sowie 
davon Anteil KSP 
für Kfz von Men-
schen mit Behinde-
rung: 3 %, jedoch 
mindestens 2 KSP 

1 FSP je 30 m² 
Hallenfläche; zu-
sätzlich 1 FSP je 
10 Zuschauer-
plätze 
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Stellplätze (Kfz) Fahrradab-
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5.3 Freibäder und 
Freiluftbäder 

1 Stpl. je 200 - 300 m² 
Grundstücksfläche 

--- 5.3 Freibäder 1 St/250 m³ 
Grundstücksflä-
che; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
mindestens 2 St 

1 St/50 m² 
Grundstücksflä-
che; 

5.3 Freibäder  1 KSP je 250 m² 
Grundstücksfläche, 
davon sind 90 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; sowie davon 
Anteil KSP für Kfz 
von Menschen mit 
Behinderung: 3 %, 
jedoch mindestens 
1 KSP 

1 FSP je 75 m² 
Grundstücksflä-
che, davon sind 
90 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

5.4 Reitanlagen 1 Stpl. je 4 Pferdeein-
stellplätze 

--- 5.4 Hallen- oder Kur-
bäder, Saunaan-
lagen 

1 St/10 Kleiderab-
lagen; 
1 St/20 Besucher-
plätze;  
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
mindestens 2 St 

1 St/20 Kleider-
ablagen 

5.4 Hallen-, Spaß- und 
Kurbäder 

1 KSP je 5 Kleider-
ablagen, zusätzlich 
1 KSP je 10 Zu-
schauerplätze; so-
wie davon Anteil 
KSP für Kfz von 
Menschen mit Be-
hinderung: 3 %, je-
doch mindestens 2 
KSP 

1 FSP je 5 Klei-
derablagen; zu-
sätzlich 1 FSP je 
10 Zuschauer-
plätze 

5.5 Hallenbäder 1 Stpl. je 5 - 10 
Kleiderablagen, zusätz-
lich 1 Stpl. je 10 - 15 
Besucherplätze 

---     5.5 Sauna-Anlagen 1 KSP je 35 m² NF, 
davon Anteil KSP 
für Kfz von Men-
schen mit Behinde-
rung: 3 %, jedoch 
mindestens 2 KSP 

1 FSP je 35 m² 
NF 

5.6 Fitnesscenter 1 Stpl. je 15 m² Sport-
fläche 

---     5.6 Reitanlagen 1 KSP je 4 Pferde-
einstellplätze 

1 FSP je 2 Pfer-
deeinstellplätze 

5.7 Tennisanla-
gen 

4 Stpl. je Spielfeld, zu-
sätzlich 1 Stpl. je 10 - 
15 Besucherplätze 

--- 5.5 Tennisplätze 2 St/Spielfeld; 
1 St/20 Besucher-
plätze;  
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
mindestens 1 St 

2 St/Spielfeld 5.7 Tennisplätze 1 KSP je Spielfeld, 
zusätzlich 1 KSP je 
10 Zuschauer-
plätze; sowie davon 
Anteil KSP für Kfz 
von Menschen mit 
Behinderung: 3 %, 
jedoch mindestens 
1 KSP 

1 FSP je Spiel-
feld; zusätzlich 1 
FSP je 10 Zu-
schauerplätze 
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5.8 Minigolfplätze 6 Stpl. je Minigolfan-
lage 

--- 5.6 Fitnesscenter 1 St/30 m² Sport-
fläche; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
mindestens 1 St 

1 St/100 m² 5.8 Fitnesscenter 1 KSP je 25 m² 
Sportfläche, davon 
sind 90 % als Besu-
cherstellplätze aus-
zuweisen; sowie 
davon Anteil KSP 
für Kfz von Men-
schen mit Behinde-
rung: 3 %, jedoch 
mindestens 1 KSP 

1 FSP je 50 m² 
Sportfläche, da-
von sind 90 % als 
Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen 

5.9 Kegel-, Bow-
lingbahnen 

4 Stpl. je Bahn --- 5.7 Kegel- und Bow-
lingbahnen 

4 St/Bahn; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
mindestens 1 St 

4 St/Bahn 5.9 Kegel- und Bowling-
bahnen  

4 KSP je Bahn, da-
von sind 90 % als 
Besucherstellplätze 
auszuweisen; sowie 
davon Anteil KSP 
für Kfz von Men-
schen mit Behinde-
rung: 3 %, jedoch 
mindestens 1 KSP 

2 FSP je Bahn, 
davon sind 90 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen 

5.10 Bootshäuser 
und Bootslie-
geplätze 

1 Stpl. je 2-5 Boote --- 5.8 Bootshäuser und 
Bootsliegeplätze 

1 St/5 Boote; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
mindestens 1 St 

1 St/4 Boote 5.10 Bootshäuser und 
Bootsliegeplätze 

1 KSP je 4 Boote, 
davon sind 90 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; sowie davon 
Anteil KSP für Kfz 
von Menschen mit 
Behinderung: 3 %, 
jedoch mindestens 
1 KSP 

1 FSP je 4 Boote, 
davon sind 90 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen 

6 Gaststätten und Beherbergungsbetriebe 6 Gaststätten und Beherbergungsbetriebe 6 Gaststätten und Beherbergungsbetriebe 

6.1 Gaststätten 1 Stpl. je 6-12 m² 
Gastraum 

75 6.1 Gaststätten von 
örtlicher Bedeu-
tung 

1 St/8 Sitzplätze; 
davon sind 75 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
mindestens 1 St 

1 St/4 Sitz-
plätze 

6.1 Gaststätten 1 KSP je 8 Sitz-
plätze, davon sind 
75 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen; sowie da-
von Anteil KSP für 
Kfz von Menschen 
mit Behinderung:  
3 %, jedoch min-
destens 1 KSP 

1 FSP je 4 Sitz-
plätze, davon sind 
75 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 
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6.2 Hotels, Pensi-
onen, 
Kurheime und 
andere Be-
herbergungs-
betriebe 

1 Stpl. je 2 - 6 Betten, 
für zugehörigen Res-
taurationsbetrieb Zu-
schlag nach Nr. 6.1 
oder 6.2 

75 6.2 Gaststätten von 
überörtlicher Be-
deutung 

1 St/4 Sitzplätze; 
davon sind 75 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
3 %, mindestens 
1 St 

1 St/4 Sitz-
plätze 

6.2 Imbisse 
bis 3 Sitzplätze 
über 3 Sitzplätze 

 
keine 
1 KSP je 10 Sitz-
plätze 

2 FSP je Imbiss, 
davon ist 1 FSP 
als Besucherstell-
platz auszuwei-
sen 

6.3 Spiel- und 
Automaten-
hallen 

1 Stpl. je 20 - 25 m² 
Spielhallenfläche, min-
destens jedoch 3 Stpl. 

--- 6.3 Hotels, Pensio-
nen, Kurheime 
und andere Be-
herbergungsbe-
triebe 

1 St/3 Gastzim-
mer; 
davon sind 75 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
3 %, mindestens 
1 St 

1 St/20 Betten 6.3 Hotels, Pensionen, 
Kurheime und an-
dere Beherber-
gungsbetriebe 

1 KSP je 2 Gast-
zimmer, davon sind 
75 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen; sowie da-
von Anteil KSP für 
Kfz von Menschen 
mit Behinderung: 
3 %, jedoch min-
destens 1 KSP  

1 FSP je 20 Bet-
ten,  
davon sind 25 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen  

6.4 Tanzlokale, 
Discotheken 

1 Stpl. je 4 - 8 m² 
Gastraum 

---     6.4 Motels 1 KSP je Gastzim-
mer, davon sind 
90 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen; sowie da-
von Anteil KSP für 
Kfz von Menschen 
mit Behinderung:  
3 %, jedoch min-
destens 1 KSP  

2 FSP je Motel 
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6.5 Jugendher-
bergen 

1 Stpl. je 10 Betten 75 6.4 Jugendherbergen 1 St/10 Betten; 
davon sind 75 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
3 %, mindestens 
1 St 

1 St/20 Betten 6.5 Jugendherbergen 1 KSP je 10 Betten, 
davon sind 75% als 
Besucherstellplätze 
auszuweisen; sowie 
davon Anteil KSP 
für Kfz von Men-
schen mit Behinde-
rung: 3 %, jedoch 
mindestens 1 KSP 

1 FSP je 10 Bet-
ten, davon sind 
75 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

7 Krankenanstalten 7 Krankenanstalten, Pflegeeinrichtungen 7 Krankenanstalten, Pflegeeinrichtungen 

7.1 Universitäts-
kliniken und 
ähnliche 
Lehrkranken-
häuser 

1 Stpl. je 2 - 3 Betten 50 7.1 Krankenhäuser 
von überörtlicher 
Bedeutung (zum 
Beispiel Universi-
tätsklinika, Maxi-
malversorger, Pri-
vatkliniken) 

1 St/4 Betten; 
davon sind 60 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
3 %, mindestens 
1 St 

1 St/15 Betten 7.1 Krankenhäuser von 
überörtlicher Be-
deutung (z.B. Uni-
versitätskliniken, 
Maximalversorger, 
Privatkliniken)  

1 KSP je 4 Betten, 
davon sind 60 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; sowie davon 
Anteil KSP für Kfz 
von Menschen mit 
Behinderung: 3 %, 
jedoch mindestens 
1 KSP 

1 FSP je 10 Bet-
ten, davon sind 
40 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

7.2 Krankenhäu-
ser, Kliniken 
und Kurein-
richtungen 

1 Stpl. je 2 - 6 Betten, 
zusätzlich Stellplätze 
nach 2.2 

60 7.2 Krankenhäuser 
von örtlicher Be-
deutung 

1 St/6 Betten; 
davon sind 60 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
3 %, mindestens 
1 St 

1 St/15 Betten 7.2 Krankenhäuser von 
örtlicher Bedeutung  

1 KSP je 6 Betten, 
davon sind 60 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; sowie davon 
Anteil KSP für Kfz 
von Menschen mit 
Behinderung: 3 %, 
jedoch mindestens 
1 KSP 

1 FSP je 10 Bet-
ten, davon sind 
40 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 
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    7.3 Sanatorien, Anla-
gen für langfristig 
Erkrankte 

1 St/4 Betten; 
davon sind 25 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
3 %, mindestens 
1 St 

1 St/15 Betten 7.3 Sanatorien, Anla-
gen für langfristig 
Erkrankte 

1 KSP je 4 Betten, 
davon sind 25 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; sowie davon 
Anteil KSP für Kfz 
von Menschen mit 
Behinderung: 3 %, 
jedoch mindestens 
1 KSP 

1 FSP je 20 Bet-
ten, davon sind 
25 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

7.3 Pflegeheime 1 Stpl. je 10 - 15 
Plätze, mindestens 3 
Stpl. 

75 7.4 Wohnheime für 
Menschen mit Be-
hinderung, Alten-
wohnheime und 
vergleichbares 
(jeweils im Sinne 
eines stationären 
Pflegeheimes) 

1 St/10 Betten je-
doch mindestens 
3 St, davon sind 
75 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
mindestens 1 St 

---     
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    7.5 Gasteinrichtun-
gen sind  
- entgeltlich be-
triebene Einrich-
tungen, die dem 
Zweck dienen, äl-
tere oder pflege-
bedürftige Men-
schen oder Men-
schen mit Behin-
derungen nur vo-
rübergehend auf-
zunehmen und 
ihnen Betreu-
ungsleistungen 
anzubieten,  
- Hospize, Ein-
richtungen der 
Tages- und 
Nachtpflege so-
wie Kurzzeit-
pflege (§ 36 WTG 
NRW) 

1 St/10 Betten je-
doch mindestens 
2 St, davon sind 
50 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
mindestens 1 St 

--- 7.4 Hospize, Einrichtun-
gen der Tages- und 
Nachtpflege sowie 
der Kurzzeitpflege 

1 KSP je 10 Betten, 
davon sind 50 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; sowie davon 
Anteil KSP für Kfz 
von Menschen mit 
Behinderung: 10 %, 
jedoch mindestens 
1 KSP 

1 FSP je 20 Bet-
ten, davon sind 
50 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

8 Schulen, Einrichtungen der Jugendförderung 8 Schulen, Einrichtungen der Jugendförderung, Hoch-
schulen 

8 Schulen, Einrichtungen der Jugendförderung, Hochschulen 

8.1 Grundschulen 1 Stpl. je 30 Schüler --- 8.1 Grundschulen 1 St/30 Schüler 1 St/15 Schüler 8.1 Kindertageseinrich-
tungen  

1 KSP je 30 Kinder, 
jedoch mindestens 
2 KSP, davon sind 
50 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen 

1 FSP je 10 Kin-
der, davon sind 
50 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

8.2 Sonstige all-
gemeinbil-
dende Schu-
len, Berufs-
schulen, Be-
rufsfachschu-
len 

1 Stpl. je 25 Schüler, 
zusätzlich 1 Stpl. je 5 - 
10 Schüler über 18 
Jahre 

--- 8.2 Sonstige allge-
meinbildende 
Schulen 

1 St/25 Schüler 1 St/5 Schüler 8.2 Grundschulen 1 KSP je 30 Schüle-
rinnen und Schüler 

1 FSP je 5 Schü-
lerinnen und 
Schüler 
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wendigen Stell-
plätze für Kfz 
(KSP) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Fahr-
räder (FSP) 

Stellplätze (Kfz) Fahrradab-
stellplätze 

8.3 Sonderschu-
len für Behin-
derte 

1 Stpl. je 15 Schüler --- 8.3 Berufsschulen, 
Berufsfachschu-
len 

1 St/10 Schüler-
über 18 Jahre; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
mindestens 1 St 

1 St/10 Schüler 8.3 Sonstige allgemein-
bildende Schulen 

1 KSP je 25 Schüle-
rinnen und Schüler 

1 FSP je 5 Schü-
lerinnen und 
Schüler 

8.4 Fachhoch-
schulen, 
Hochschulen 

1 Stpl. je 2 - 4 Studie-
rende 

--- 8.4 Förderschulen für 
Kinder mit Beein-
trächtigungen 

1 St/15 Schüler 1 St/10 Schüler 8.4 Berufsschulen, Be-
rufsfachschulen 

1 KSP je 15 Schüle-
rinnen und Schüler 

1 FSP je 5 Schü-
lerinnen und 
Schüler 

8.5 Kindergärten, 
Kindertages-
stätten und 
dergleichen 

1 Stpl. je 20 - 30 Kin-
der, jedoch mindestens 
2 Stpl. 

--- 8.5 Veranstaltungsflä-
chen in Schulen 
(zum Beispiel 
Aula, Mehrzweck-
halle), die Veran-
staltungen dienen 

1 St/5 Besucher; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
mindestens 1 St 

1 St/15 Besu-
cher 

8.5 Förderschulen für 
Kinder mit Beein-
trächtigungen 

1 KSP je 15 Schüle-
rinnen und Schüler 

1 FSP je 10 Schü-
lerinnen und 
Schüler 

8.6 Jugendfrei-
zeitheime 

1 Stpl. je 15 Besucher-
plätze 

---     8.6 Veranstaltungsflä-
chen in Schulen 
(zum Beispiel Aula, 
Mehrzweckhalle), 
die Veranstaltungen 
dienen 

1 KSP je 10 Besu-
chende; 
davon Anteil KSP 
für Kfz von Men-
schen mit Behinde-
rung mindestens 1 
KSP 

1 FSP je 15 Besu-
chende 

        8.7 Jugendzentren 1 KSP je 150 m² NF 1 FSP je 15 m² 
NF, davon sind 
90 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

        8.8 Sonstige Fortbil-
dungseinrichtun-
gen, die nicht Hoch-
schulen sind 

1 KSP je 5 Teilneh-
merplätze 

1 FSP je 3 Teil-
nehmerplätze 

  8.6 Hochschulen inklusive ihrer Forschungsbereiche 8.9 Hochschulen inklusive ihrer Forschungsbereiche 
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Nr. Verkehrsquelle Anzahl der notwendigen Nr. Nutzungsart 
(Verkehrsquellen) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Kfz 
(KSP) 
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Stellplätze (Kfz) Fahrradab-
stellplätze 

    8.6.1 - mit Semester-Ti-
cket 

1 St/10 Studie-
rende; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung: 
3 %, mindestens 
1 St 

1 St/6 Studie-
rende 

8.9.1 - mit Semester-Ti-
cket 

1 KSP je 10 Studie-
rende 

1 FSP je 4 Studie-
rende 

    8.6.2 - ohne Semester-
Ticket 

1 St/5 Studie-
rende; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung: 
3 %, mindestens 
1 St 

1 St/2 Studie-
rende 

8.9.2 - ohne Semester-Ti-
cket 

1 KSP je 5 Studie-
rende 

1 FSP je 2 Studie-
rende 

    8.7 Kindertagesein-
richtungen 

1 St/30 Kinder, je-
doch mindestens 
2 St 

1 St/20 Kinder     

9 Gewerbliche Anlagen 9 Gewerbliche Anlagen 
Die Nutzfläche ist nach DIN 277 – Teil 2 zu ermitteln. Flä-
chen für Sozial- und Sanitärräume, Funktionsflächen für be-
triebstechnische Anlagen, Verkehrsflächen, Kantinen, Erfri-
schungsräume, Cafeterien oder Vergleichbares bleiben un-
berührt, da diese keinen eigenen Stellplatzbedarf erzeugen. 
 
Verkaufsnutzfläche:  
Nicht zur Verkaufsnutzfläche werden Sozial- und Sanitär-
räume, Kantinen, Ausstellungsflächen, Lagerflächen, Funk-
tionsflächen für betriebstechnische Anlagen sowie Ver-
kehrsflächen gerechnet. 

9 Gewerbliche Anlagen 
Die Nutzfläche (NF) ist nach DIN 277 – Teil 2 in der jeweils gel-
tenden Fassung zu ermitteln.  
Flächen, die keinen eigenen Stellplatzbedarf erzeugen, können 
bei der Ermittlung der Stellplätze unberücksichtigt bleiben. Dies 
sind insbesondere: Verkehrsflächen, Flächen für Sozial- und Sani-
tärräume, Flächen für Archiv- und Bibliotheksräume sowie Regist-
raturen, Kantinen, Erfrischungsräume, Cafeterien, Funktionsflä-
chen für betriebstechnische Anlagen. 
Der Stellplatzbedarf ist in der Regel nach der NF zu ermitteln; 
ergibt sich dabei ein offensichtliches Missverhältnis zum tatsächli-
chen Stellplatzbedarf, so ist die Zahl der Beschäftigten zugrunde 
zu legen. 

9.1 Handwerks- 
und Industrie-
betriebe 

1 Stpl. je 50 - 70 m² 
Nutzfläche oder je 3 
Beschäftigte ∗) 

10-30 9.1 Handwerks- und 
Industriebetriebe 

1 St/70 m² NF 
oder je drei Be-
schäftigte 

1 St/10 Be-
schäftigte 

9.1 Handwerks- und In-
dustriebetriebe 

1 KSP je 70 m² NF  
oder je 3 Beschäf-
tigte, davon sind 
20 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen 

1 FSP je 10 Be-
schäftigte  

 
∗ Der Stellplatzbedarf ist in der Regel nach der Nutzfläche zu berechnen; ergibt sich dabei ein offensichtliches Missverhältnis zum tatsächlichen Stellplatzbedarf, so ist die Zahl der Beschäftigten zu-
grunde zu legen. 



Stand: 10.07.2026  

Seite 34 von 40 

 
Stellplatzsatzung der Stadt Bielefeld 

 
StellplatzVO NRW Stellplatzsatzung der Stadt Bielefeld  

NEU 

Nr. Nutzungsart Zahl der Stellplätze 
(Stpl.) 

Anteil für 
Besucher 

in v.H. 

Nr. Verkehrsquelle Anzahl der notwendigen Nr. Nutzungsart 
(Verkehrsquellen) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Kfz 
(KSP) 

Anzahl der not-
wendigen Stell-
plätze für Fahr-
räder (FSP) 
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9.2 Lagerräume, 
Lagerplätze, 
Ausstellungs- 
und Verkaufs-
plätze 

1 Stpl. je 80 - 100 m² 
Nutzfläche oder je 3 
Beschäftigte *) 

---     9.2 Lagerplätze ohne 
Kundenverkehr 

1 KSP je 500 m² NF  
oder je 3 Beschäf-
tigte, davon sind 
10 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen 

1 FSP je 1.000 m² 
NF oder je 3 Be-
schäftigte 

9.3 Kraftfahr-
zeugwerkstät-
ten 

6 Stpl. je Wartungs- od. 
Reparaturstand 

--- 9.2 Lagerräume, La-
gerplätze, Aus-
stellungs- und 
Verkaufsplätze 

1 St/100 m² NF 
oder je drei Be-
schäftigte 

mindestens 1 St 9.3 Lagerräume, Lager-
plätze, Ausstel-
lungs- und Ver-
kaufsplätze 

1 KSP je 100 m² NF  
oder je 3 Beschäf-
tigte, davon sind 
10 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen 

1 FSP je 250 m² 
NF oder je 5 Be-
schäftigte  

9.4 Tankstellen 
mit Verkaufs-
stätte 

3 Stpl., zusätzlich Stell-
plätze nach 3.1 

--- 9.3 Kraftfahrzeug-
werkstätten 

1 St/Wartungs-
stand, davon sind 
90 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen; 

mindestens 3 St 9.4 Kraftfahrzeugwerk-
stätten 

5 KSP je Wartungs-  
oder Reparatur-
stand, davon sind 
90 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen 

1 FSP je War-
tungs- oder Repa-
raturstand, jedoch 
mindestens 3 
FSP 

    9.4 Tankstellen mit 
Pflegeplätze 

1 St/Pflegeplatz, 
davon sind 90 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen; 

1 St/50 m² 
VKNF 

9.5 Tankstellen mit Ver-
kaufsflächen  

1 KSP je 35 m² 
VKNF, jedoch min-
destens 2 KSP, da-
von sind 90 % als 
Besucherstellplätze 
auszuweisen 

1 KSP je 50 m² 
VKNF, jedoch 
mindestens 2 
FSP 

    9.5 Kfz-Wasch-
straße/-wasch-
platz 

3 St/Waschstraße 
bzw. Waschplatz 

--- 9.6 Kfz-Waschstraße/-
anlage 

4 KSP je Wasch-
straße bzw. Wasch-
anlage 

1 FSP je Wasch-
straße bzw. 
Waschanlage 

10 Verschiedenes 10 Verschiedenes 10 Verschiedenes 

10.1 Kleingarten-
anlagen 

1 Stpl. je 3 Kleingär-
ten 

--- 10.1 Kleingartenanla-
gen 

1 St/3 Parzellen; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
mindestens 1 St 

1 St/30 Parzel-
len 

10.1 Kleingartenanlagen 1 KSP je 5 Parzel-
len, davon Anteil 
KSP für Kfz von 
Menschen mit Be-
hinderung: 3 %, je-
doch mindestens 1 
KSP 

1 FSP je 5 Parzel-
len, davon sind 
80 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 
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10.2 Friedhöfe 1 Stpl. je 2000 m² 
Grundstücksfläche, je-
doch mindestens 10 
Stpl. 

--- 10.2 Friedhöfe 1 St/2.000 m² 
Grundstücksflä-
che; jedoch min-
destens 10 St; 
davon Anteil St 
für Kfz von Men-
schen mit Behin-
derung:  
mindestens 1 St 

mindestens 5 St 10.2 Begräbnisstätten 
(z. B. Friedhöfe) 

1 KSP je 2.000 m² 
Grundstücksfläche, 
jedoch mindestens 
10 KSP; davon An-
teil KSP für Kfz von 
Menschen mit Be-
hinderung: 3 %, je-
doch mindestens 1 
KSP 

1 FSP je 1.500 m² 
Grundstücksflä-
che, jedoch min-
destens 10 FSP 

10.3 Sonnenstu-
dios 

1 Stpl. je 4 Sonnen-
bänke, jedoch mindes-
tens 2 Stpl. 

--- 10.3 Spiel- und Auto-
matenhallen 

1 St/20 m² Spiel-
hallenfläche, min-
destens jedoch 3 
St, davon sind 
90 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

1 St/10 m² 
Spielhallenflä-
che, jedoch 
mindestens 5 St 

10.3 Spiel- und Automa-
tenhallen 

1 KSP je 20 m² 
Spielhallenfläche, 
jedoch mindestens 
3 KSP, davon sind 
90 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen 

1 FSP je 10 m² 
Spielhallenfläche, 
jedoch mindes-
tens 5 FSP 

10.4 Waschsalons 1 Stpl. je 6 Waschma-
schinen, jedoch min-
destens 2 Stpl. 

--- 10.4 Wettbüros und als 
vergleichbar zu 
qualifizierende 
Stätten, Shisha-
bars 

1 St/10 m² NF, 
mindestens je-
doch 3 St, davon 
sind 90 % als Be-
sucherstellplätze 
auszuweisen 

1 St/10 m² NF, 
jedoch mindes-
tens 5 St 

10.4 Wettbüros und ähn-
liche Nutzungen  

1 KSP je 10 m² NF, 
jedoch mindestens 
3 KSP, davon sind 
90 % als Besucher-
stellplätze auszu-
weisen 

1 FSP je 10 m² 
NF, jedoch min-
destens 5 FSP 

        10.5 Sonnenstudios 1 KSP je 2 Sonnen-
bänke, jedoch min-
destens 2 KSP, da-
von sind 90 % als 
Besucherstellplätze 
auszuweisen 

1 FSP je 4 Son-
nenbänke, jedoch 
mindestens 2 
FSP, davon sind 
90 % als Besu-
cherstellplätze 
auszuweisen 

        10.6 Waschsalons 1 KSP je 7 Wasch-
maschinen, jedoch 
mindestens 2 KSP, 
davon sind 90 % 
als Besucherstell-
plätze auszuweisen 

1 FSP je 7 
Waschmaschi-
nen, jedoch min-
destens 2 FSP, 
davon sind 90 % 
als Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen 
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        10.7 Museen und Aus-
stellungsgebäude 

1 KSP je 200 m² 
Ausstellungsfläche, 
davon sind 80 % 
als Besucherstell-
plätze auszuweisen 

1 FSP je 100 m² 
Ausstellungsflä-
che, 
jedoch mindes-
tens 5 FSP, da-
von sind 80 % als 
Besucherstell-
plätze auszuwei-
sen 
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Teil B 
„Verringerung der Anzahl notwendiger Stellplätze für Arbeitsstätten 

sowie für Versammlungsstätten für kulturelle und sportliche 
Veranstaltungen“ (§ 4 Absatz 1 Nummer 2 der Verordnung 

über notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge und 
Fahrräder) 

Anlage 2 (zu § 4 Absatz 1):  
Berücksichtigung besonderer Maßnahmen der Bauherrschaft 

 
Nach § 4 Absatz 1 Nummer 2 der Verordnung über notwendige Stellplätze 
für Kraftfahrzeuge und Fahrräder verringert sich die Anzahl notwendiger 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge nach § 3 Absatz 1 in Verbindung mit dieser 
Anlage – Teil A – nur insoweit, als das ein (betriebliches) Mobilitätskon-
zept zur Umsetzung kommt.  
 
Voraussetzung für eine Verringerung der Stellplatzpflicht ist, dass das 
Grundstück aufgrund von Mobilitätsmanagementmaßnahmen, die auch 
die Infrastruktur der näheren Umgebung berücksichtigen, geeignet ist und 
ein überzeugendes Mobilitätskonzept vorgelegt wird, das als Teil des 
Stellplatznachweises belastbare Rückschlüsse auf die konkrete stellplatz-
mindernde Wirkung der gewählten Maßnahmen aufzeigt. 
 
Als qualifizierte Mobilitätsmanagementmaßnahmen gelten bei Arbeitsstät-
ten die Nutzung von sogenannten „Job-Tickets“ oder die Einrichtung und 
der Betrieb einer neuen oder die Einbindung einer vorhandenen CarSha-
ring-Station. 
 
Andere Maßnahmen können nach einzelfallbezogener Prüfung anerkannt 
werden. Auf der Grundlage fortschreitender Erfahrungen soll der Auswahl-
katalog um weitere geeignete Maßnahmen ergänzt werden und damit ge-
wissermaßen „lernfähig“ sein. 
 
Ausgeschlossen sind jedoch rein vertragliche Regelungen, bei denen sich 
der Minderbedarf lediglich aus einem dauerhaft rechtlichen Verzicht auf 
die Benutzung von Kraftfahrzeugen ergibt, da diese Variante einen hohen 
Regelungsaufwand erzeugt und eine entsprechende Vollzugskontrolle 
durch die Bauaufsicht nicht leistbar ist. 

 
Wenn die Bauherrschaft besondere Maßnahmen zur Reduzierung des 
Kfz-Verkehrsaufkommens im Sinne des § 4 Absatz 1 ergreift, richtet sich 
die Anzahl der notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge nach einem 
von der Bauherrschaft vorzulegenden und von der Stadt anzuerkennen-
den Mobilitätskonzept, das folgenden Anforderungen genügen muss: 
 
• Erstellung durch ein unabhängiges und qualifiziertes Ingenieurbüro. 

Die Qualifikation ist erforderlichenfalls anhand der Berufsqualifika-
tion der Bearbeiterinnen und Bearbeiter (Diplom-, Master- oder Ba-
chelor-Abschluss in einem einschlägigen Studiengang mit verkehrs-
planerischem Schwerpunkt) und anhand von Referenzprojekten zur 
Ermittlung der Verkehrserzeugung nachzuweisen. 

• Anwendung eines etablierten Verfahrens zur Ermittlung des Ver-
kehrsaufkommens1 einschließlich Berücksichtigung des bereits be-
stehenden Mobilitätsangebots vor Ort (Anbindung im Kfz-, Fahrrad- 
und öffentlichen Verkehr) sowie Differenzierung nach Nutzergruppen 
der baulichen Anlage, die sich hinsichtlich ihres Verkehrsverhaltens 
unterscheiden (z. B. für Gewerbebauten: Beschäftigte, Besucherin-
nen und Besucher, Kundinnen und Kunden, Lieferantinnen und Lie-
feranten). 

• Verwendung der aktuellsten verfügbaren empirischen Kenngrößen 
des Mobilitätsverhaltens, die zur konkreten baulichen Anlage bzw. 
zu den konkreten Nutzergruppen passen (z. B. Verwendung der Er-
gebnisse der Untersuchung „Mobilität in Deutschland“ des Bundes-
ministeriums für Verkehr und Infrastruktur, Einzugsbereich von Be-
sucherinnen und Besucher der Anlage). 

 
1 Referenz ist die Verfahrenslogik von: Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen [Hg.]: Hinweise zur Schätzung des Verkehrsaufkommens von Gebietstypen. Köln 2006 
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Bei einer Entscheidung für qualifizierte Mobilitätsmanagementmaßnah-
men muss die Bauherrschaft zunächst ein entsprechendes Vertragsange-
bot mit dem jeweiligen Mobilitätsdienstleister aushandeln und dieses als 
Teil der Bauvorlagen einreichen. 
 
 

• Differenzierte Beschreibung der zu ergreifenden besonderen Maß-
nahmen. Aus der Beschreibung muss konkret hervorgehen, welchen 
Nutzergruppen welche Angebote zu welchen Konditionen zur Verfü-
gung stehen und welcher Wirkungsmechanismus auf die Stellplatz-
nachfrage qualitativ und quantitativ angenommen wird. 

• Nachvollziehbare Herleitung des verringerten Kfz-Stellplatzbedarfs 
unter Angabe und Begründung aller getroffenen Annahmen. 

• Vorlage eines Evaluierungskonzepts, mit dem die Bauherrschaft – 
beispielsweise in Form von Verkehrserhebungen und -befragungen 
sowie Auswertung automatisiert erhobener Daten – die Wirksamkeit 
des Mobilitätskonzepten monitoren und die Maßnahmen ggf. anpas-
sen können. 

Das Gutachten kann sich unter anderem an folgenden Maßnahmen mit 
entsprechenden Wirkungsabschätzungen orientieren: 
 

 
1. Job-Ticket 
Der Gedanke des "Job-Tickets/Kultur-Ticket" beinhaltet den Verzicht auf 
die Herstellung von Kfz-Stellplätzen für Beschäftigte und auf die Erhebung 
von Ausgleichsbeträgen, solange und soweit wegen der Benutzung öffent-
licher Verkehrsmittel nachweislich kein Bedarf besteht. 
 
Besucherstellplätze, Stellplätze für den eigenen Wirtschaftsverkehr, Stell-
plätze für Kfz von Menschen mit Behinderung usw. werden von der Be-
darfsminderung nicht erfasst. 
 
Die Anerkennung der Bedarfsminderung durch das Ticket hängt davon 
ab, ob der Bedarf an Beschäftigtenstellplätzen tatsächlich, auf Dauer und 
erheblich im Verhältnis zur bisherigen Situation gesenkt wird. Aus der 
Bauvorlage hat hervorzugehen: 

1. das Vertragsangebot über den möglichen Abschluss eines 
(Großkunden-)Abonnementvertrags zwischen dem Arbeitgeber 
und dem öffentlichen Verkehrsverbund bzw. -verband bzw. eine 

Beschreibung der Maßnahme 

Anzahl der notwendigen Stell-
plätze für Kraftfahrzeuge gemäß 

§ 3, für die die Herstellungs-
pflicht ausgesetzt wird 

Öffentlich zugänglicher und nutz-
barer Car-Sharing-Stellplatz auf 
dem Baugrundstück bei den Nut-
zungsarten nach Anlage 1 Ziffer 
1.2 dieser Satzung, 

Ein Car-Sharing-Stellplatz ersetzt 
bis zu fünf Stellplätze für Kraftfahr-
zeuge. Maximal können 20 Pro-
zent der notwendigen Stellplätze 
für Kraftfahrzeuge durch Car-Sha-
ring-Stellplätze ersetzt werden. 

Erhebung von Parkgebühren un-
mittelbar von den Stellplatznutzen-
den (Dauerparkerinnen und Dauer-
parker) in Höhe von mindestens 20 
Euro pro Monat bei offenen Stell-
plätzen und 40 Euro pro Monat bei 
Garagen und Parkbauten 

Bis zu 15 Prozent der notwendigen 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
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Bestätigung des Arbeitgebers über Jahreskarten (Monatskartena-
bonnements), die individuell von einzelnen Beschäftigten abge-
schlossen wurden, 
 

2. die absolute und prozentuale Zahl der (künftigen) Teilnehmer am 
Abonnement und 

 
3. die Zusicherung der jährlichen Übermittlung des Nachweises 

über die tatsächliche Teilnahme am Abonnement (Bestätigung 
öffentlichen Vertragspartners). 

 
Liegen die Nachweise vor, werden folgende Bedarfsminderungen gegen-
über dem in der Anlage 1 – Teil A – festgelegten Normbedarf für notwen-
dige Stellplätze für Kraftfahrzeuge anerkannt: 

Radverkehrsförderung wie Bereit-
stellung von Duschen und Umklei-
den für Beschäftigte, Verleih von 
Spezialrädern/-anhängern, Repa-
raturangebote, etc. 

Bis zu 10 Prozent der notwendigen 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
 

Erwerb von Jobtickets oder ähnli-
chem für die Nutzenden und Be-
wohnenden entsprechend den ak-
tuellen Tarifbestimmungen der Mo-
Biel 

Bis zu 20 Prozent der notwendigen 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge 

 

 

Angaben in 
Prozentantei-
len der Be-
schäftigten 

Verringerung der Anzahl der 
notwendigen Stellplätze für 

Beschäftigte um 
 

Nachgewiesenes (Groß-
kunden)-Abonnement/ 
Monatskartenabonne-
ments der Beschäftigten 

40 % 10 % 
50 % 25 % 
60 % 40 % 
70 % 55 % 
80 % 70 % 
90 % 85 % 

 
2. Kombi-Ticket 
Das Kombi-Ticket ist eine Form der tatsächlichen Verringerung des Be-
darfs an Kfz-Stellplätzen für Theater-, Konzert- und Sportveranstaltungen 
sowie sonstige Veranstaltungen, die über den Vorverkauf Eintrittskarten 
vertreiben. Durch vertragliche Absicherung mit dem jeweiligen Anbieter 
von (Nah-)Verkehrsleistungen wird mit jeder Eintrittskarte die Hin- und 
Rückfahrt mit dem ÖPNV zu den Veranstaltungen kostenlos eingeräumt. 
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Infolge des dadurch verringerten Stellplatzbedarfs sind bei Abschluss ei-
nes Kombi-Ticket-Vertrags auch entsprechend weniger, jedoch mindes-
tens 50 % der nach Anlage 1 – Teil A – ermittelten Besucherstellplätze 
nachzuweisen. 
 
Für andere Nutzungsarten ist die Bedarfsminderung im Einzelfall unter 
den vorgenannten formellen Bedingungen festzulegen. Auch in diesen 
Fällen sind mindestens 50 % der notwendigen Besucherstellplätze herzu-
stellen. 
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